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Haushaltsplan 2021 - Wortlaut der Stellungnahmen der Fraktionen 
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Kenntnisnahme

Der Wortlaut der Stellungnahmen der Fraktionen zum Haushaltsplanentwurf 2021 wird zur 
Kenntnis genommen.

Sachverhalt mit der Stellungnahme der Verwaltung

Die Sitzungsvorlage beinhaltet die schriftlichen Haushaltsreden und Anträge der Fraktionen 
zum Haushaltsplanentwurf 2021 vom 26.01.2021.

Die Beratung und Beschlussfassung über die einzelnen Anträge erfolgt mit der 
Sitzungsvorlage 2020/399-03.

Anlage/n

1 Haushaltsrede Grüne (öffentlich)

2 Haushaltsrede FW (öffentlich)

3 Haushaltsrede CDU (öffentlich)

4 Haushaltsrede SPD (öffentlich)

5 Haushaltsrede FDP (öffentlich)

6 Haushaltsrede S:ALZ (öffentlich)

7 Haushaltsrede Linke (öffentlich)
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BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
Fraktion im Gemeinderat 
der Stadt Leonberg 

Rathaus Leonberg 
Belforter Platz 1 
71229 Leonberg 

26. Januar 2021 

Kommunalpolitische Erklärung zum Haushaltsplanentwurf für 2021 
Dr. Bernd Murschel und Birgit Widmaier 

Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 

Sehr geehrter Herr Oberbürgermeister Cohn, 
sehr geehrter Herr Bürgermeister Brenner, 
meine sehr geehrten Damen und Herren,  
liebe Kolleginnen und Kollegen 

wir stehen heute hier in ungewohnter, teils virtueller Runde und in einer vor 1½ Jahren 
noch unwahrscheinlich scheinenden Situation. Wir wissen derzeit nicht, wie lange uns 
diese Pandemie noch gefangen hält. Aber diese Situation bestimmt unser persönliches 
und natürlich auch das öffentliche Leben. Corona wird auch in unserer Stadt überall 
Spuren hinterlassen. An den Folgen werden viele leiden: diejenigen, die krank waren 
und sind und auch diejenigen, die nahestehende Personen verloren haben. Aber auch 
die sowieso schon finanziell Benachteiligten, die Familien und allein Lebenden, die Kin-
der und Jugendlichen u.v.a. und natürlich auch die Wirtschaft. 

Es liegt an uns, gemeinsam mit der Bevölkerung aus dieser Krise herauszukommen, die 
Folgen so gering wie möglich zu halten, indem wir als Stadt und als Bürger*innen zu-
sammenhalten.  

Finanzielle Auswirkungen auf Leonberg 

Auch finanziell wird die Krise in unseren Kommunalfinanzen Spuren hinterlassen. 

Unser Schuldenstand ist nach wie vor hoch, 2020 benötigen wir zum Haushaltsaus-
gleich noch keine Entnahme aus der Rücklage, vor allem aufgrund von Zuschüssen von 
Bund und Land und nicht durchgeführter Investitionen. Aber ab 2021 müssen wir zum 
Ausgleich des Haushalts Mittel aus der Rücklage entnehmen und diese ist nach derzeiti-
ger Planung 2024 aufgebraucht. 

Deshalb ist der im Herbst mit den Klausurtagungen begonnene Prozess wichtig.  
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Wir brauchen ein Leitbild 

Aber wir müssen noch mehr tun! Wir benötigen ein Leitbild, um langfristige Ziele für die 
Entwicklung der Stadt zu definieren und um auf die finanziellen Herausforderungen rea-
gieren zu können. 

In den Diskussionen hat sich gezeigt, dass dieser Prozess so schnell wie möglich begon-
nen werden muss. Zu klärende Fragestellungen hierbei sind u.a.: Welche Entwicklung 
wollen wir in der Stadt? Welche Aufgaben sollen in welcher Form umgesetzt werden? 
Wo wollen wir in einigen Jahren stehen? Wie beziehen wir die Bürger*innen bei der 
Weiterentwicklung unserer Stadt mit ein? Wie unterstützen wir die ehrenamtlichen Initi-
ativen in unserer Stadt? 

Und das Leitbild muss auch dem wichtigen Thema Klimawandel Rechnung tragen. Um-
steuern in eine klimagerechte Politik ist ebenso wie die Bewältigung der Corona-Krise 
überlebensnotwendig, wenn auch derzeit für viele noch nicht greifbar.   

Ich möchte nun auf weitere unserer Schwerpunktthemen für 2021 ff. eingehen, zu de-
nen wir teilweise auch Anträge gestellt haben.  

Kulturelles Leben in der Stadt 

Dieses findet in vielen Bereichen statt. Es ist gut, ein breitgefächertes Angebot zu ha-
ben. Angefangen von größeren Veranstaltungen über Veranstaltungen für ein kleineres 
Publikum. Diese Angebote zu erhalten ist uns außerordentlich wichtig. Auch die Kunst- 
und Künstler*innenszene prägt unsere Stadt. Hierfür gibt es nicht allzu viele Orte in der 
Stadt und es ist gut, dass wir ein Haus wie die alte Schuhfabrik haben. Wir setzen uns 
für deren Erhalt ein und begrüßen die Initiative Kulturfabrik Künstlerhaus, die ein Zu-
kunfts-Konzept erstellt hat. So kann ein lebendiges, kreatives Haus erhalten bleiben. 
Mittel für die Sanierung der Schuhfabrik sind im Haushaltsentwurf erst ab 2025 einge-
stellt, obwohl es doch so viele sicherheitsrelevante Maßnahmen gibt, die keinen Auf-
schub dulden. Hierzu haben wir einen Antrag gestellt. 

Auch im Bauernhausmuseum muss schnell etwas geschehen. Wir beantragen, dass mit 
den Sicherungsmaßnahmen nicht erst in 2024, sondern bereits in 2021 begonnen wird, 
damit das Bauernhausmuseum nach Corona so schnell wie möglich wieder öffnen kann. 
100.000 Euro aus den im Jahr 2024 vorgesehenen Mitteln sollen daher in das Jahr 2021 
vorgezogen werden.  

Soziales Leben in der Stadt 

Auch der Sozialbereich steht vor großen Herausforderungen. Beispielhaft sei hier die 
Schaffung von Plätzen für die Kinderbetreuung genannt, wo wir auf einem guten Weg 
sind.  
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Wir müssen die Kosten des Ausbaus im Blick haben, eventuell gelingt es, diese bei-
spielsweise durch Festlegung einheitlicher Standards zu senken. 

Corona wirkt wie ein Brennglas auf soziale Probleme. Die sozial Schwachen, wir sollten 
lieber sagen die finanziell Benachteiligten, gehören zu den großen Verlierern in der 
Krise. Auch diese brauchen unsere Unterstützung. Neben den bereits bestehenden An-
geboten müssen auch weitere (Förder-)Programme zum Ausgleich von Benachteiligun-
gen genutzt werden.  

Auch die Inklusion ist durch Corona ins Stocken geraten. Von städtischer Seite können 
wir hier auch einiges unterstützen. Beispielhaft genannt sei die Barrierefreiheit der 
Website – hieran wird bereits gearbeitet. Aber auch weiteres kann angegangen werden 
wie z.B. die Auflegung eines Infoheftes zur Barrierefreiheit von Gastronomie, Arztpraxen 
u.a. in Leonberg. 

Das Jugendforum sollte im Herbst in Form einer Präsenzveranstaltung stattfinden. Da 
dies nicht möglich war, haben die Organisator*innen des Jugendausschusses eigene di-
gitale Wege gefunden. Das Jugendforum ist ein Beispiel für eine gelungene digital 
durchgeführte Veranstaltung. Auch die Projektgruppen tagen derzeit überwiegend digi-
tal. In diese Angebote wurde und wird viel Engagement und viel technisches Know How 
der Mitglieder des Jugendausschusses gesteckt, dies verdient unser Lob und unsere An-
erkennung.  

Schaffung von Wohnraum  

Jede/r weiß: Es muss dringend Wohnraum geschaffen werden, und zwar neben bezahl-
barem Wohnraum auch sozialer Wohnraum. Die zurückliegenden Diskussionen haben 
uns gezeigt: Der Einstieg in eine eigene Wohnbaugesellschaft muss so schnell wie mög-
lich erfolgen. Diese Diskussion muss dringend geführt werden, denn die Umstellung 
wird nicht von heute auf morgen möglich sein.  

Zukunftsthema Digitalisierung an Schulen, Breitbandausbau 

Während der Krise zeigt sich überdeutlich, dass wir im Bereich Digitalisierung extrem 
hinterherhinken. Das gilt leider für alle Ebenen (Bund, Land, Kreis, Kommunen) aber 
auch alle Bereiche, zum Beispiel in den Schulen. Mit Nachdruck wird bei der Stadtver-
waltung daran gearbeitet, die Infrastruktur zu schaffen. Diese muss anschließend auch 
dauerhaft betreut werden. Greifen wir doch bitte bei beiden Punkten verstärkt auf ex-
terne Dienstleister zurück, falls es hier weiteren Personalbedarf gibt.  

Im Breitbandausbau geht es durch die Teilnahme an der Gigabit Region und der Akqui-
rierung von Fördermitteln zumindest etwas voran. Die Bevölkerung muss aber stärker 
mitgenommen und für die Vorteile der Maßnahmen mehr Werbung - auch durch die 
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Stadtverwaltung - gemacht werden. Von einem guten Breitbandausbau profitiert jede/r 
Einzelne und auch die Stadt.   

Wirtschaftsförderung / Citymanagement:  

Diese Ämter leisten derzeit wichtige Unterstützungsarbeit für Firmen, Einzelhandel, 
Gastronomie u.a. Und auch wir alle haben es in der Hand, diese durch unser Verhalten 
zu unterstützen. Nur gemeinsam können wir aus der Krise kommen.  

Auch die Überlegungen für Konzepte für die Zukunft begrüßen wir, z.B. die Fortschrei-
bung der Einzelhandelskonzeption und die Überlegungen zur Stärkung der Wochen-
märkte. Wir verweisen dazu auf unseren interfraktionellen Antrag zum Wochenmarkt 
Steinstraße. Aktuell hat die Verwaltung dieses Thema aufgegriffen, was wir begrüßen. 
Ein Schwerpunkt stellt auch die Altstadt dar. Hier muss es einen schnellen Einstieg in 
die Thematik Flächenmanagement geben, Leerstände müssen vermieden werden. Die 
Kompetenzen der Einzelhändler vor Ort müssen für die Konzepterarbeitung genutzt 
werden.  

Immer wieder wird die Ausweisung neuer Gewerbeflächen thematisiert. Wir sind in der 
Verantwortung, mit den verbliebenen Flächen sorgfältig umzugehen, einen eventuellen 
Bedarf durch Interessenten konkret nachzuweisen und diesen auch durch die Entwick-
lung der bereits bestehenden versiegelten Flächen zu decken.  

Klimamanager*in 

Vor über einem Jahr hatten wir als Fraktion Grüne unsere Haushaltsrede unter das 
Motto „Klimavorbehalt“ gestellt. Für den Haushalt 2021 wollen wir daran anknüpfen. 
Warum? Trotz unserer wiederholten Nachfragen hat sich bei dem Thema Klimavorbe-
halt in der Verwaltung zu unserem großen Bedauern nichts bewegt. Dabei wollten wir 
keine überbordenden Anforderungen, sondern wir wollten einen Klimavorbehalt im Vor-
feld aller Beschlussfassungen, um auf lokaler Ebene einen Beitrag zur Begrenzung der 
globalen Erwärmung auf 1,5 Grad Celsius zu leisten. 

Nun sind mehr als 12 Monate vergangen und keiner unserer Klimahaushaltsanträge ist 
auch nur im Ansatz begonnen worden. 

Wir hatten einen Klimamanager bzw. eine Klimamanagerin gefordert, der/die uns auf-
grund entsprechender Zuschüsse von Land und Bund fast nichts gekostet hätte und sich 
schnell amortisiert hätte. Also eine Person, die den Klimaauftrag hätte übernehmen 
können. Stattdessen hat Kollege Dr. Röckle unseren Vorschlag mit den Worten „Wir 
brauchen keinen weiteren ‚Grüß-Gott-Onkel‘“ abgetan. Dieser Haltung ist die Mehrheit 
des Gemeinderats leider gefolgt. Ein schwerer Fehler, wie sich heute zeigt, wenn die 
Verwaltung mit dieser Überlebensaufgabe komplett scheitert. 
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Keine Frage: Corona fordert uns alle seit vielen Monaten, aber im Vergleich zum Bewäl-
tigen der Folgen der Klimaerhitzung werden uns diese Anstrengungen im Rückblick 
sehr klein erscheinen. Und auch der Sommer im Jahr 2020 reiht sich in die vielen Hitze-
jahre der letzten zwei Jahrzehnte ein. 

Deshalb wiederholen wir unsere Forderung nach einem KLIMAHAUSHALT, der unser 
kommunaler Beitrag zu dieser Menschheitsaufgabe sein soll.    

Wohin steuert Leonberg? 

Mehr denn je wird deutlich: Leonberg braucht ein qualifiziertes Wachstum. Also kein 
Wachstum um jeden Preis, das sich am Maß der überbauten Flächen und den Kubikme-
tern Beton orientiert. 

Seit einigen Jahren stagniert die Einwohnerzahl Leonbergs. Auch die weitere Zunahme 
des individuellen Wohnraumbedarfs hat ihren Zenit erreicht. Ergo: Ein weiterer Zuwachs 
muss in ein Entwicklungsleitbild der Stadt Leonberg eingebettet sein. Dieses Leitbild 
muss sich an belastbaren Prognosen und gemeinsamen Zielen orientieren. Es ist ein 
Leitbild für Leonberg 2030 und darüber hinaus. 

Herr Brenner, Sie sind der wiedergewählte Baubürgermeister Leonbergs. Es ist Ihre Auf-
gabe, diesen Leitbildprozess anzustoßen und wir setzen auf Sie! 

Gestaltung der Räume/Grünvernetzung und nachhaltiges Bauen 

Wir erleben derzeit alle, wie eine starke Nachverdichtung z.B. im Layher-Areal, aber 
auch in der anstehenden Bebauung des Post-Areals das Stadtbild und die gefühlte Le-
bensqualität verändert.  
Wo es dringenden Nachholbedarf gibt, das ist die Aufwertung und Gestaltung von Quar-
tieren, in denen Wohnen im Fokus steht und nicht die Dominanz des Individualverkehrs. 
Wir sind daher auch der Auffassung, dass wir die Bauverzögerungen beim Postareal für 
ein entsprechendes Quartierskonzept nutzen sollten. 

Auch die Entwicklung der Bauflächen entlang des Stadtparks in der Berliner Straße 
muss sich an Nachhaltigkeitskriterien orientieren und darf keinen tiefen Einschnitt in 
die Grünbereiche des Stadtparks nach sich ziehen.  
Im Übrigen bietet sich hier eine Bebauung in moderner Geschoss-Holzbauweise an, eine 
Möglichkeit, die auch die novellierte Landesbauordnung ausdrücklich ermöglicht. 
Ebenso übrigens, wie die Verwendung von Recycling-Baustoffen (wie z.B. RC-Beton). Da-
mit Bauen nachhaltiger wird. 

Wir sind – wie Sie sich sicherlich denken können – große Fans der Grünvernetzung. 
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Dieses „grüne Band“ hat seinen Ausgangspunkt an der Renaturierungsfläche der alten 
Autobahntrasse. Wunderbar, dass hier eine räumliche Aufwertung erfolgt, die vielen 
Menschen einen hohen Erholungswert bringen wird. 

Weitere Vernetzungspunkte, die das grüne Band in Zukunft verbinden soll, sind das Rei-
terstadion mit dem Wochenmarkt, der Stadtpark und durchaus auch die neue Parkfläche 
am Layher-Areal zur Altstadt hin.  

Die Aufwertung der Glems als naturnahes Fließgewässer bietet ebenfalls noch viel 
Handlungspotential.  

Mobilität 

Corona hat unser Mobilitätsverhalten stark verändert. Während im letzten Frühjahr der 
Lockdown für einen deutlichen Rückgang des motorisierten Individualverkehrs sorgte, 
ist in dieser jetzigen zweiten Phase eine deutliche Zunahme dieses Verkehrs festzustel-
len. Nicht zuletzt aus Angst vor überfüllten Bussen und Bahnen und dem damit erhöh-
ten Infektionsrisiko.  
Auch wenn wir hoffentlich bald in eine sorgenfreiere Zeit eintreten, das Signal für die 
Mobilität der Zukunft ist gesetzt: die Qualitätsoffensive für den öffentlichen Personen-
nahverkehr (ÖPNV) und vor allem mehr attraktive Fußgänger- und Radwegeverbindun-
gen. 

Im letzten Haushalt hatten wir 200.000 Euro für neue Radwege eingestellt. Davon sind 
im laufenden Jahr 0 Euro realisiert worden!  
Die Radwegverbindung nach Ditzingen entlang der ehemaligen B 295 ist nun im Plan, 
das reicht aber bei Weitem nicht aus. Und ganz aktuell gibt es ein neues Förderpro-
gramm von Bund und Land, welches Zuschüsse von bis zu 90% für Radwege in den 
Kommunen zusagt. Man muss nur schnell handeln!!  

Wir werden dazu weitere Haushaltsanträge einbringen und wir fordern eine konse-
quente Umsetzung der Radverkehrsplanung für Leonberg! 

Unsere Natur schützen – den Stadtwald klimafest machen 

Der geringe Niederschlag der letzten Jahre hat bundesweit den Grundwasserspiegel 
drastisch abgesenkt mit der Folge extremer Trockenschäden in den Wäldern. Gerade der 
nördliche Teil des Landkreises Böblingen hat sich als Hotspot der Dürreschäden heraus-
gestellt. 

Unsere kommunale Forstbewirtschaftung braucht dringend ein Umdenken. Weniger 
Ökonomie und mehr Ökologie. Denn unser Wald erfüllt eine wesentliche Funktion als 
Wasserspeicher, als Temperaturausgleicher und als Sauerstoffproduzent. Die ursprüngli-
che Funktion als CO2-Senker hat unser Wald leider mittlerweile verloren. Durch eine 
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ökologische Waldbewirtschaftung mit beispielsweise mehr Naturverjüngung, der Gestal-
tung von Alt- und Totholz-“Inseln“ und mehr extensiver, nicht genutzter Flächen kön-
nen wir unsere Wälder dauerhaft erhalten und in ihren Funktionen stärken. Hier wäre es 
auch sinnvoll, über Gemeindegrenzen hinweg zu denken. Warum nicht z.B. mit unseren 
Nachbarn wie Renningen, Rutesheim und Sindelfingen über gemeinsame Konzepte 
nachdenken? 

Über die Umsetzung unseres letztjährigen Antrages, in den nächsten Jahren 500 neue 
Stadtbäume zu pflanzen, freuen wir uns selbstverständlich. Bitte nicht nachlassen! 

Dies gilt auch ausdrücklich für unsere Forderung nach mehr Blühflächen, um einen Bei-
trag zur Biodiversität und Insektenvielfalt zu leisten. 

Natürlich gibt es in jedem Haushalt Möglichkeiten für Einsparungen. Auch wir werden 
dazu unsere Schwerpunkte einbringen. Ganz wesentlich sind bei diesem Punkt die Nut-
zung vorhandener Fördertöpfe, was effiziente Antragsstellungen voraussetzt. 

Sehr geehrte Damen und Herren, liebe Kolleginnen und Kollegen, wir 
kommen also zu folgendem Schluss: 

der Haushalt der Stadt Leonberg ist für dieses und insbesondere die kommenden Jahre 
auf Kante genäht. Der stark ansteigende Schuldenstand kann nur abgefedert werden, in-
dem viele Investitionen – leider auch bei den Schulsanierungen - auf spätere Jahre ver-
schoben werden müssen. 
Die kommenden Haushalte brauchen eine solide Konsolidierung, bei der die Ausgaben-
seite an die Einnahmen angepasst wird. 
An den Steuerschrauben wollen wir derzeit nicht drehen. Trotz sehr guter Kassenlage in 
den letzten Jahren durch ein solides Wirtschaftswachstum konnte nur ein geringerer Zu-
wachs der Schulden erreicht werden. Kein guter Ausgangspunkt für eine Zeit nach 
Corona, in der immense Kraftanstrengungen notwendig sein werden. 

Die Fraktion Grüne kommt ihrer Verantwortung nach. Wir sind für eine solide Haushalts-
planung mit einer ökologischen Ausrichtung auf Klimaschutz und Nachhaltigkeit in al-
len Bereichen.  
Das neue Leitbild Leonberg 2030 muss dafür den Rahmen vorgeben.  

Wir danken allen Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern der Verwaltung, insbesondere der 
Kämmerei, ganz herzlich für die Aufstellung dieses Haushaltes 2021 und sind gespannt 
auf die anstehenden Diskussionen! 
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An den Oberbürgermeister 
der Stadt Leonberg 
Herrn Martin G. Cohn 
Rathaus Leonberg 
Belforter Platz 1 
71229 Leonberg 

 

 

BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
Fraktion im Gemeinderat 
der Stadt Leonberg 

Rathaus Leonberg 
Belforter Platz 1 
71229 Leonberg 

26. Januar 2021 

Sehr geehrter Herr Oberbürgermeister Cohn, 

für den Haushalt 2021 bringt die Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN folgende 
Anträge ein: 

1. Klimavorbehalt und Klimamanager*in 

2. Kulturelles Erbe erhalten 
3. Bei der Mobilität etwas bewegen 

4. Mehr Biodiversität im Wald – Alt- und Totholzkonzept 
 

Die Anträge und Begründungen finden sich auf den nachfolgenden Seiten. 
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Antrag: 

1. Die Stadt Leonberg signalisiert, dass sie auf lokaler Ebene alle möglichen Anstren-
gungen unternimmt, um ihren Beitrag zu leisten, die globale Erwärmung auf 1,5 °C 
zu begrenzen.  

2. Damit wird der Anspruch verknüpft, umgehend ambitionierte Maßnahmen gegen 
die Klimakrise einzuleiten, sodass die Entscheidungen und Handlungsweisen der 
Stadt Leonberg mit den Empfehlungen des „Sonderberichtes über 1,5 °C globale 
Erwärmung“ des Weltklimarates (IPCC1) von 2018/2019 bzw. der EU-Climate-Ac-
tion-Verordnung von 2018 zur Festlegung verbindlicher nationaler Jahresziele für 
die Reduzierung der Treibhausgasemissionen im Zeitraum 2021 - 2030 vereinbar 
sind.  

3. Die Stadtverwaltung etabliert einen Klimavorbehalt im Vorfeld aller Beschlussfas-
sungen. In diesem Prozess wird die Verträglichkeit der einzelnen Beschlüsse mit 
den Empfehlungen des Berichtes des IPCC von 2018 / 2019 bzw. der EU-Climate-
Action-Verordnung überprüft.  

4. Die Stadtverwaltung sichert innerhalb der Verwaltungsverfahren organisatorisch 
die Belange des Klimaschutzes und führt dafür ab 2020 ein zertifiziertes Klima-
schutzmanagement-System wie z.B. den EEA European Energy Award ein.  

5. Die Stadt Leonberg stellt eine/n Klimamanager*in in Vollzeit ein. 

Begründung: 

Mit der bisherigen Politik in der Stadt werden die allgemeinen Klimaschutzziele nicht 
erreicht. Gleichzeitig haben die Kommunen nach §7 des Gesetzes zur Förderung des 
Klimaschutzes in Baden-Württemberg eine Vorbildfunktion beim Klimaschutz.  

In Anbetracht dieser Ausgangslage soll dieser Antrag die kommunalen Klimaschutzziele 
der Stadt Leonberg betonen und wiederholt unser Anliegen des letzten Haushalts, in 
dem Teile schon mehrheitlich beschlossen, bis heute aber nicht angegangen worden 
sind.  

Dr. Bernd Murschel 
für die Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
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Antrag: 

Der Gemeinderat Leonberg bewilligt sowohl für die Umgestaltung der Alten Schuhfabrik 
als auch für das Bauernhausmuseum Gebersheim jeweils 100.000 € und zieht Gelder, 
die für die kommenden Jahre, oder im Fall des Gebersheimer Museums erst für 2024 ge-
plant sind, vor. 

Begründung: 

Im November hat sich die Projektgruppe zur Alten Schuhfabrik getroffen und wird ihre 
Beratungen im Frühjahr fortsetzen, danach wird der Gemeinderat beschließen. Wegen 
der prekären baulichen Situation des Gebäudes und wegen des engen Zusammenhangs 
mit dem Post-Areal sollten daraus noch in diesem Jahr Planung und erste Maßnahmen 
erfolgen. 

Ähnlich verhält es sich mit dem Bauernhausmuseum in Gebersheim. Die Substanz des 
Museums ist so gefährdet, dass es selbst ohne Corona geschlossen bleiben müsste. 
Nicht nur droht damit der Verlust eines Charakteristikums des Ortsteils Gebersheim, 
sondern auch ein Mitgliederschwund des sehr engagierten Vereins. Außerdem wird eine 
Sanierung nach Jahren des Verfalls teurer als jetzt. Der Ortschaftsrat Gebersheim plä-
diert deshalb für eine Mitteleinstellung für 2021. 

Gudrun Sach 
für die Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
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Antrag: 

1. Der Fußgängerüberweg auf der Stuttgarter Straße (bei der Bushaltestelle Engelberg) ist 
schon im Jahr 2021 anzulegen: Mit einem Zebrastreifen ist sicherlich dem Anliegen der 
Anwohner*innen im Sinne einer zeitnahen Entschleunigung wesentlich mehr entspro-
chen, als heute mit den entsprechenden Planungskosten (s. S. 220) eine teure Lösung 
mit Querungshilfe (allein 50.000 €) für das Jahr 2024 zu projektieren. 

2. Für die Umsetzung des unverändert gültigen Radwegekonzepts sind 200.000 € in den 
Haushalt einzuplanen. 
Aktuell finden sich 30.000 € für den „Anschluss des Radwegs an der B295 an das Rad-
wegenetz“ (s. S. 653). Bis heute besteht hier gar kein Radweg! Nach den vorliegenden 
Informationen gibt es immer noch Uneinigkeit mit den Besitzern*innen hinsichtlich des 
notwendigen Grunderwerbs für die Verbindung zwischen Leonberg und Ditzingen. Die-
ser Radweg muss jetzt schnellstens gebaut werden. Die aktuell geplanten 30.000 € dürf-
ten für den Bau bei weitem nicht ausreichen. 
Außerdem sind 50.000 € für eine „Entwurfsplanung Radschnellweg“ eingestellt, der 
35.000 € Zuwendung des Landes für die Planung gegenüberstehen (s. S. 653 ff.). Bevor 
derartige Ressourcen in ungewisse Konzepte gesteckt werden, ist es notwendig, inner-
halb der Stadt für Sicherheit im Alltagsverkehr zu sorgen. Hierzu liegen schon lange 
reichlich Vorschläge von RadL und jetzt auch aus dem Jugendausschuss vor. 

3. Für den S-Bahn-Haltepunkt Rutesheim/Silberberg ist schnellstmöglich eine qualifizierte 
Planung vorzustellen, wie dort für alle Beteiligten die Verkehrssituation sicherer ge-
macht werden kann. Sicherlich ist es möglich, für deutlich weniger Geld als die veran-
schlagten 170.000 € (s. S. 666) + Planungskosten (ebenfalls s. S. 220) eine nachhaltige 
Lösung schnell umzusetzen, die dem Anliegen der Anwohner*innen entspricht. 

 
Hintergrundinformation zu Punkt 2: 
Die geplanten Ausgaben für den Ausbau einer Radinfrastruktur in Leonberg gehen zurück, auf 
jetzt knapp 1,00 €/Einwohner. 
Schon 2016 kam das Bundesverkehrsministerium in einer Untersuchung zum „Nationalen Rad-
verkehrsplan 2020“ zu dem Ergebnis, dass „Einsteigerkommunen“ zwischen 8,00 € und 13,00 € 
einplanen müssten. Greenpeace weist in einer Veröffentlichung 2018 darauf hin, dass Kopenha-
gen 35,60 € investiert, Utrecht 132,00 €. Im Februar 2019 hat Stuttgart beschlossen, sein 
Budget von 20,00 € auf 40,00 € pro Jahr und Einwohner*in zu erhöhen. 

R. Sebastian Werbke 
für die Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
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Antrag: 

Im Stadtwald Leonberg wird das landesweite Alt- und Totholzkonzept umgesetzt. 

Begründung: 

ForstBW erläutert in seinen Ausführungen die besondere Bedeutung von Alt- und Tot-
holz: “Im Wald leistet Alt- und Totholz einen besonders wichtigen Beitrag, da es Le-
bensraum für zahlreiche, oftmals gefährdete Arten bietet. Der Erhalt von Alt- und Tot-
holz trägt maßgeblich zur Sicherung und zur Stärkung der Biodiversität bei, dem zentra-
len Ziel sowohl der Naturschutzstrategie Baden-Württemberg als auch der Gesamtkon-
zeption Waldnaturschutz ForstBW. 
Zur Umsetzung dieses Ziels in die Praxis wurde das Alt- und Totholzkonzept entwickelt. 
Mit diesem Konzept wurde eine umfassende Erhaltungs- und Entwicklungsstrategie für 
diese wertvollen Lebensräume erarbeitet. Damit erfolgt einerseits die Umsetzung des 
aktuellen Artenschutzrechts. Es verdeutlicht andererseits, dass ForstBW in Waldnatur-
schutzfragen bundesweit eine führende Rolle eingenommen hat. 
Das Alt- und Totholzkonzept wird im Staatswald seit Februar 2010 verbindlich umge-
setzt. Die Ausweisung von Habitatbaumgruppen und von Waldrefugien gehört seither 
fest zu unserem forstlichen Handwerkszeug. 
Soweit heute absehbar, werden wir die für 2020 für den Staatswald gesteckten Ziele so-
wohl bei den Habitatbaumgruppen als auch den Waldrefugien voll und ganz erreichen.“ 

Dr. Bernd Murschel 
für die Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
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Kommunalpolitische Erklärung der Fraktion der Freien Wähler im 

Gemeinderat Leonberg Januar 2021

Sehr geehrter Herr Oberbürgermeister Cohn,

sehr geehrter Herr Bürgermeister Brenner,

meine Damen und Herren,

die Verwaltung hat uns für das Jahr 2021 versprochen, eine am tatsächlich Machbaren 

orientierte Finanzplanung vorzulegen.

Und tatsächlich ist dieses Mal auch vieles anders.

Die Corona-Pandemie hat unser Land fest im Griff; in den Einzelheiten sind die 

wirtschaftlichen Auswirkungen noch nicht abschließend vorhersehbar. Klar ist jedoch, 

dass die laufenden Kosten unserer öffentlichen Einrichtungen (Kindertagesstätten, 

Bäder, Stadthalle, Städtischer Personennahverkehr) bleiben, wohingegen 

coronabedingt die Einnahmen hier wegbrechen

Bereits letztes Jahr, also noch zu besseren Zeiten, hat uns das Regierungspräsidium im 

Rahmen der Genehmigung des zurückliegenden Haushaltes auferlegt, die Entwicklung 

der Neuverschuldung sorgsam im Auge zu behalten und angesichts der hohen 

Investitions-zahlungen und einer möglichen Konjunktureintrübung die 

Unabweisbarkeit von Maßnahmen und Beachtung der Folgekosten einer genauen 

Prüfung zu unterziehen. Es sollte eine klare Prioritätensetzung erfolgen, damit die 
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kommenden Zukunftsausgaben wirtschaftlich bewältigt werden können.

Ähnliches war auch das Ergebnis der Haushaltsklausurtagung im vergangenen Herbst. 

Was hat dies bewirkt:

Im vergangenen Haushaltsjahr betrug das Haushaltsvolumen 226 Millionen €. Für das 

anstehende Haushaltsjahr erfolgte eine Reduzierung auf 214 Millionen €. Das 

entspricht in etwa der Abarbeitung der Baustelle Leo-Bad.

Die von höherer Stelle angemahnte Priorisierung ist nicht ansatzweise zu erkennen. 

Im Großen und Ganzen handelt es sich bei der vorliegenden Haushaltsplanung um eine

konsequente Fortführung der seitherigen Planungen und Verhaltensmuster.

Zusätzlich wird uns ab jetzt belasten, dass wir aufgrund der guten wirtschaftlichen 

Entwicklung der zurückliegenden Jahre höhere Umlagenzahlungen erbringen müssen, 

und das bei sinkenden Einnahmen.

Dessen ungeachtet darf gerade auch bei der bestehenden Corona-Situation nicht aus 

dem Auge verloren werden, dass der soziale Friede in der Stadt gewahrt werden muss.

Was wir jedoch nicht verstehen ist, dass wir bei der bestehenden wirtschaftlichen 

Situation immer zusätzlich weitere kostenintensive Maßnahmen planen, ohne die 

bereits angestoßenen begonnen, geschweige denn, vollendet zu haben. Hier ist auf die 

Ausgabenbremse zu treten.

Bevor wir uns in weitere Ausgaben stürzen, sollten zunächst die bereits in der Planung

befindlichen Projekte abgearbeitet werden, wie beispielsweise Neubauten Kita Nord, 

Kita West, Kita Kernstadt, Bildungscampus Ezach. 

Je mehr Projekte im Haushaltsplan eingestellt sind, die dann nicht begonnen werden 

und ab-geplant werden müssen, umso mehr begibt sich der Gemeinderat seine 
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Kernkompetenz des Budgetrechts. Was dann schließlich noch umgesetzt wird, hat 

nicht der Rat in der Hand, sondern hängt vor allem vom Verhalten der Verwaltung ab. 

Die Schwerpunkte setzt dann nicht der Rat, sondern die Verwaltung, was gesetzlich so 

nicht vorgesehen ist.

Konkret: Es macht auch keinen Sinn, weitere zusätzliche Kindertageseinrichtungen zu 

planen, wenn wir hinterher nicht das Personal haben, um diese betreiben zu können.

Positiv zu vermerken gilt, dass der Planentwurf die Steuerhebesätze für Grund-und 

Gewerbesteuer nicht erhöht, was wohl der Erkenntnis geschuldet ist, dass wir bereits 

bislang am oberen Rahmen agieren.

Stadtentwicklung/Infrastruktur

Bereits seit Jahren fordern wir einen Masterplan 2040, und die Fortentwicklung des 

Flächennutzungsplanes, sowohl, was die Themen Wohnen, wie auch Gewerbe und 

Infrastruktur anbelangt.

Für weitere Entscheidungen ist es wichtig, die grundsätzlichen Fragen zu 

beantworten:

Wie weit wollen wir noch wachsen, und wenn ja, wo, und welche Konsequenzen hat 

dies für unsere Infrastruktur.

Unbestritten ist, dass ein Bedarf nach weiteren Gewerbeflächen -hier ist bereits im 

Bereich Gebersheim etwas auf den Weg gebracht – besteht. 

Oder was passiert mit dem ehemaligen „Sümak-Areal“ in Höfingen?  Die dortige Brache

nützt niemandem.
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Ebenfalls unbestritten ist, dass ein Bedarf nach bezahlbarem Wohnraum vorhanden 

ist. Hier stellt sich jedoch die Frage, wie diesem Bedarf in Anbetracht der sehr 

begrenzten finanziellen Möglichkeiten der Kommune Rechnung getragen werden 

kann.

Im Bereich des Postareals laufen die Planungen. In den derzeitigen Änderungs-

begehren des Bauträgers sehen wir vorrangig „Verschlimmbesserungen“; die 

verkehrliche Erschließung ist immer noch nicht gut.

Dass in den zurückliegenden Jahren vieles angestoßen wurde, sieht man jedoch an den

zahlreichen Baustellen in der Stadt. Nicht zuletzt möchte ich hier das neue Bosch – 

Areal im Bereich Römerstraße/Poststraße nennen. Dies ist ein starkes Bekenntnis der 

Weltfirma Bosch zum Standort Leonberg. Neben den zusätzlichen Arbeitsplätzen 

erhoffen wir uns auch Impulse für eine moderne Bewältigung der zusätzlichen 

Verkehrsströme.

Rathäuser

In der Tat ist uns bekannt, dass das Raumangebot auch beim Neubau des Rathauses 

nur sehr begrenzt Reserveflächen vorgesehen hat. Es war jedoch auch nicht 

beabsichtigt, innerhalb der Kernverwaltung zahlreiche zusätzliche Stellen mit 

zusätzlichem Platzbedarf zu schaffen.

Sehen wir doch das beengte Raum Angebot als Chance: Die Ermöglichung von Home – 

Office – Arbeit in Verbindung mit einer Selbstbeschränkung bezüglich Forderungen 

nach zusätzlichem Personal müsste es möglich machen, mit dem bestehenden 

Raumangebot auszukommen.
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Zwingend notwendige Reparaturarbeiten am Alten Rathaus müssen jedoch 

vorgenommen werden, um die Substanz nicht noch weiter zu beeinträchtigen.

Alte Schuhfabrik

Hier liegen mittlerweile die notwendigen Kostenschätzungen vor. Dies spricht unserer 

Meinung nach für eine Neubebauung, wobei der Gemeinderat es in der Hand hat, die 

Eckdaten der zukünftigen Nutzung (wie beispielsweise bezahlbares Wohnen, Archiv, 

sonstige Nutzung) festzulegen.

Schulen

Die aktuelle Situation zeigt, dass das Thema Digitalisierung eine zentrale Aufgabe für 

die naheliegende Zukunft bleibt. Hier besteht nach wie vor starker Bedarf.

Das Thema „Schule Warmbronn“ muss uns eine Lehre sein. Hier müssen wir zukünftig 

in die Verträge gegebenenfalls einen Regress bzw. Konventionalstrafen einbauen. 

Zudem ist eine Abweichung  von der HOAI möglich. Hier sehen wir bei unseren 

zahlreichen Bauvorhaben, die sich bereits in der Planung befinden, Einsparpotenzial. 

Gegebenenfalls sollten auch Erfolgsprämien für Kosteneinsparungen vorgesehen 

werden.

In Anbetracht des gestiegenen Bedarfs in den Kinderbetreuungseinrichtungen fordern 

wir eine Strategiesitzung über unseren zentralen Schulcampus. Wir benötigen 

belastbare Informationen, wann und in welchem Schulbereich wir aufgrund wohl 

steigender Schülerzahlen tätig werden müssen, und gegebenenfalls, welche Flächen 
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wir hierfür vorhalten sollten.

Auch für die Teilorte sind die jeweilig erforderlichen Kapazitäten perspektivisch 

vorzuhalten. 

Für die Volkshochschule könnten wir uns vorstellen, digitale Kurse auszuweiten und 

die Gebühren für digitale Kurse niedriger anzusetzen, als bei Präsenzkursen. Dies 

würde Raumkosten ersparen. 

Stadthalle

Das bestehende Defizit war vorhersehbar. Fakt ist, dass der derzeitige Standort zentral

und optimal gelegen ist. Es muss jedoch nach einem auch für die Zukunft finanziell 

tragbaren Weg 

gesucht werden, um das Angebot einer Stadthalle für die Bürger aufrechterhalten zu 

können.

Es wäre jedoch ein Irrweg, zu glauben, dass dies ohne dauerhafte finanzielle Zuschüsse

seitens der Stadt bewerkstelligt werden kann.

PPP-Modellen stehen wir kritisch gegenüber. Private Projektträger investieren nur, 

wenn sich für sie dadurch ein Gewinn erwirtschaften lässt. Dieser würde jedoch die 

Gesamtkosten nach oben treiben.

Marktplatz/Parkhaus Marktplatz

Hier erhoffen wir uns durch die neue Citymanagerin positive Effekte. Trotz erheblicher

Bemühungen seitens der Verwaltung sind coronabedingt leider keine Erfolge sicht- 

und spürbar. Wir sind jedoch der Meinung, hier den richtigen Weg beschritten zu 
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haben und brauchen in Anbetracht der bestehenden Pandemiesituation einen deutlich 

längeren Atem.

Nach Erneuerung der Aufzüge im Parkhaus Marktplatz stehen weitere Sanierungs-

maßnahmen im Parkhaus an. 

Verkehr

Positiv zu vermerken ist, dass die Bauarbeiten am Kreisverkehr im Bereich neue 

Ramtelstraße/Füllerstraße/Stuttgarter Straße nunmehr nahezu abgeschlossen sind.

Unverständlich ist, weswegen die Wiederherstellung der Straße zwischen Leonberg 

und Hö- fingen jahrelang seitens des Regierungspräsidiums nicht angegangen wird. 

Hier besteht dringend Handlungsbedarf.

Bevor Gelder für den Rückbau der in gutem baulichen Zustand befindlichen Eltinger 

Straße verplant werden, sollte zunächst ein Gesamtkonzept vorliegen, wie die 

bestehenden und aufgrund der zusätzlichen Bebauung im Bereich Neue Stadtmitte zu 

erwartenden zusätzlichen Verkehre sachgerecht bewältigt werden. Mit ständigem 

Nachbesserungsbedarf wäre niemandem gedient.

Das Angebot des städtischen öffentlichen Personennahverkehrs durch die Stadtwerke 

wurde erheblich ausgeweitet. Wir müssen  sehen, wie dies durch die Bürgerschaft 

angenommen wird. Das ist jedoch aufgrund der pandemiebedingten Situation derzeit 

noch nicht belastbar nachprüfbar. Evident ist, dass hierdurch erhebliche zusätzliche 

Kosten an den Stadtwerken hängen bleiben. Inwieweit diese teilweise durch 
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Mehreinnahmen im Bereich der Energieversorgung aufgefangen werden können, muss

die Zukunft zeigen.

Für uns Freie Wähler steht jedoch fest: Eine finanzielle Stützung des ÖPNV zulasten 

des Wasserpreises werden wir nicht mittragen.

Abwasserentsorgung

Gemäß vorliegender Information hat unsere Kläranlage derzeit eine Kapazität für ca. 

90.000 Einwohner. Es erschließt sich uns nicht, weswegen wir hier dann, für den Fall 

der Sanierung eines Beckens noch Reservebecken bauen müssen. Eine über das 

notwendige und ökologisch sinnvolle hinausgehende Dimensionierung der Kläranlage 

führt nur zu vermeidbaren Kostensteigerungen im Bereich des Abwasserpreises und 

damit mittelbar zur Steigerung der Wohnnebenkosten.

Deshalb beantragen wir eine Kalkulation des künftigen Abwasserpreises unter 

Zugrundelegung der bereits in der Planung befindlichen Investitionen in unser 

Abwassersystem, um hier gegebenenfalls regulierend eingreifen zu können.

Durch den Neubau der größeren Vergärungsanlage durch den Landkreis wird sich die 

dort anfallende Abwassermenge erhöhen; sowohl was die hierdurch erforderlichen 

Abwasserleitungen, als auch die Vorhaltekosten der Kläranlage anbelangt, sind mit 

dem Landkreis angemessene Vereinbarungen zu treffen. 

Bezüglich des mittelfristig zur Ersatzbeschaffung geplanten Kanalspülwagens ist zu 

überprüfen, ob hier nicht eine Fremdvergabe, gegebenenfalls Beschaffung eines
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 kleineren Fahrzeuges zweckmäßiger wäre. Hier ist eine Kosten-Nutzen-Analyse 

unabdingbar.

Krankenhaus

Gerade in Zeiten wie dieser zeigt sich, wie wichtig eine wohnortnahe und nicht allzu 

zentrale Versorgung der Bevölkerung durch fachlich kompetente Krankenhäuser und 

dem dort beschäftigten Personal notwendig ist. 

Soziales

Für den Bereich der Anschlussunterbringung/Obdachlosenunterbringung regen wir 

an, dass bei auslaufenden Mietverträgen der Vermieterseite eine angemessene 

Mieterhöhung angeboten wird. Dies wäre gegebenenfalls günstiger, als Umzüge zu 

finanzieren und neu anzumieten.

Nach wie vor stehen wir zu einer angemessenen Förderung von Vereinsarbeit und 

Anerkennung ehrenamtlicher Leistungen!

 Diese müssen sich jedoch auch an der finanziellen Handlungsmöglichkeit der 

Kommune orientieren, wobei für die Vereine die Verlässlichkeit von Zusagen der Stadt 

unabdingbar ist. 

Verschiedenes

Für die in den Haushaltsplan eingestellten Kosten für das Parkleitsystem beantragen 

wir einen Sperrvermerk.

Auffällig sind die seit 2019 um 50 % gesteigerten Ansätze für Personalkosten(vgl. S. 
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116 HH-Entwurf). Soweit diese nicht den zusätzlichen Kräften der Kinderbetreuung 

geschuldet sind, besteht hier erheblicher Erläuterungsbedarf, bevor dem um 500 

TEURO höheren Betrag zugestimmt werden kann. 

Zudem fordern wir, derzeit keine neuen Stellen zu schaffen, mit Ausnahme der im 

Bereich der Kinderbetreuung unbedingt notwendigen.

Nachdem in den letzten Jahren regelmäßig ein steigender Ansatz für Rechts – und 

Beratungskosten seitens der Verwaltung eingestellt wird, beantragen wir die 

Auflistung der Entwicklung der tatsächlichen Kosten in diesem Bereich während der 

letzten 5 Jahre bis zur Planung 2021, aufgeteilt nach Dezernaten und nach technische 

beziehungsweise sonstigen Beratungskosten sowie separat nach 

Rechtsberatungskosten. Eine entsprechende Aufstellung kann dabei behilflich sein, die

Ursachen bzw. die Vermeidbarkeit von Kosten zu analysieren, um gegebenenfalls 

Schwachstellen im Bereich der Verwaltung aufzuzeigen.

Unverständlich ist, weswegen die Niederschlags-Abwassergebühr (Seite 125 HH–

Entwurf) um ca. 19 % geringer angesetzt wurde. Ist  hier der Gebührensatz gesunken, 

oder hat die Stadt hier 19 % der Fläche entsiegelt? 

Ausweislich des Haushaltsplanentwurfes, dort Seite 130 haben sich die für die 

Pressearbeit in Ansatz gebrachten Kosten seit 2019 um 64 % erhöht. In Zeiten der 

Knappheit finanzieller Ressourcen scheint uns dieser Aufwand für die 

Selbstdarstellung weit überzogen.
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Seit 2019 (Haushaltsplanentwurf Seite 219) werden sich die Kosten für 

Aufwendungen für Sach- und Dienstleistungen auf über 1 Million € vervierfachen. 

Inwieweit ist dieser Ansatz realistisch und tatsächlich leistbar?

Erstmalig sind Kosten für die Straßenbeobachtung im Winterdiensteinsatz mit Euro 

145.000 für das Jahr 2021 in Ansatz gebracht, HH- Entwurf Seite 241. Dieser Betrag 

erscheint uns ungebührlich hoch und ist daher mit einem Sperrvermerk zu versehen.

In Anbetracht der gesamten wirtschaftlichen Situation erscheint uns der Ansatz einer 

globalen Minderausgabe von 2 %, und nicht nur 1 %, wie von der Verwaltung 

vorgegeben, angezeigt.

In Bezug auf die mittelfristige Finanzplanung sollte der Anregung des 

Regierungspräsidiums Rechnung getragen werden, und anstehende Investitionen, 

insbesondere im Bereich der geplanten umfangreichen Fahrzeugbeschaffungen 

(Bauhof und Feuerwehr) zeitlich gestreckt werden.

Für sämtliche aktuell geplanten Ersatzbeschaffungen beantragen wir Sperrvermerke.

Wir – Verwaltung und Rat – stehen derzeit vor einer vor einem Jahr nicht 

vorhersehbaren Situation. Es wäre uns auch lieber gewesen, wenn die Einnahmen 

weiterhin im gewohnten Umfang geflossen wären . 

Es hat sich jedoch auch gezeigt, dass aus der Krisensituation mit dem notwendigen 

Engagement neue Möglichkeiten erwachsen. Hier möchten wir uns beim 
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Stadthallenmanager für die Organisation des überaus erfolgreichen „Leonpalooza“ 

bedanken. Diese aus der Not geborene Veranstaltungsreihe hat sich überaus großer 

Beliebtheit erfreut und sollte daher fortgeführt werden, möglicherweise mittelfristig 

an einem anderen Standort, wie beispielsweise dem ehemaligen Reiterstadion.

Meine Damen und Herren, ich möchte mich bei Ihnen im Namen der Fraktion der 

Freien Wähler für Ihre Aufmerksamkeit sowie die seitherige Zusammenarbeit 

bedanken. Der Verwaltung, insbesondere der Kämmereiamtsleiterin, Frau Gräter 

danke ich für die Erstellung des Planentwurfes.

Jutta Metz, Stv. Fraktionsvorsitzende 
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26.Januar 2021 
Es gilt das gesprochene Wort 

 

Sehr geehrter Herr Oberbürgermeister Cohn, 
sehr geehrter Herr Bürgermeister Brenner, 
liebe Gemeinderatskolleginnen und Kollegen, 
sehr geehrte Zuhörerinnen, Zuhörer, 
Pressevertreterinnen und Pressevertreter, 
 

Sehr geehrter Herr Cohn, 
 

wissen Sie noch? 
Bei Ihrer Amtseinführung am 30.November 2017 habe ich Ihnen für den Gemeinderat 
mitgeteilt: 
„Wir lassen Sie nicht im Regen stehen!“ 
 

Was sollte nicht alles angepackt werden. Erste Prio hatte bei Ihnen das Thema Verkehr. 
Dafür gab' es sogar 500 TEUR als Vorschuss, noch im Haushalt 2018 vom damaligen OB 
Schuler auf den Weg gebracht. Und ihr Vorgänger war eher sehr, sehr vorsichtig mit der 
Einstellung von Haushaltspositionen. 
Wir fragen uns mittlerweile: Was ist mit den 500.000,00 EUR passiert, außer dass eine 
Studie für eine Seilbahn in Auftrag gegeben wurde? Damals wollten wir im 
Zusammenhang mit der Studie auch, dass die Verkehrsströme gleich mit untersucht 
werden. Ergebnis: Seilbahn in Leonberg nicht machbar. Verkehrsströme? Bisher kein 
Ergebnis und so lange Corona alles durcheinanderwirbelt, wird es auch hierzu keine 
realistischen Ergebnisse geben. Wieviel sind denn eigentlich von den 500 TEUR noch 
abrufbar und unter welcher HH-Position ist der Restbetrag zu finden?  
 

Kurz vor der Kommunalwahl 2019 haben die Freien Wähler ihre Idee mit der Nord-West-
Umfahrung von Leonberg vorgebracht. Die Umgehungsstraße sollte hinter Höfingen und vor 
Gebersheim entlang führen und den Verkehr dann auf die Autobahn Leonberg-West bzw. B 
295 lenken. Solch ein Vorschlag dauert bis zu einer evtl. Umsetzung Jahre wenn nicht gar 
Jahrzehnte. Ganz zu schweigen vom Flächenverbrauch bzw. den Kosten, die hier 
entstehen. Die CDU-Fraktion hatte bereits in einer Anfrage im Juli 2019 auf die geplante 
Südumfahrung Heimerdingen hingewiesen und durch einen weiteren Antrag Ende 
September 2020 ergänzt. Mit der Ortsumfahrung entsteht nämlich eine direkte 
Landstraßenverbindung zwischen den BAB-Anschlüssen Ditzingen (A81) und Rutesheim 
(A8) ohne Ortsdurchfahrten. Unter anderem bei Stausituationen sind hier Entlastungen für 
die Ortsdurchfahrten Höfingen und Gebersheim vorstellbar, die bei der weiteren 
Verkehrsplanung für Leonberg berücksichtigt werden sollten. Erste Antworten liegen nun ja 
vor. Bei weiteren Überlegungen muss berücksichtigt werden, wie sich der Verkehr nach 
Corona weiterentwickelt.  
 

Und dann ist da noch der ÖPNV, der mittlerweile optimiert wurde, aber unserer Meinung 
nach weiter verbessert werden könnte. Wir begrüßen zum Beispiel den weiteren 
barrierefreien Umbau der Bushaltestellen.  Was macht denn der Verkehrsrechner, der die 
Verkehrsströme optimieren sollte? Wir sehen hier noch Handlungsbedarf bei der 
Busbevorrechtigung und der Vernetzung mit der Region.  
Und wir hätten auch gerne gewusst, was uns der ÖPNV voraussichtlich in 2021 an 
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Zuschuss kostet und wieviel Landkreis und VVS zuschießen im Vergleich zu den 
Jahren 2017-2020. Und wenn hier gravierende Veränderungen vorliegen, möchten wir 
erfahren, womit diese zusammenhängen. Zum Thema Mobilität gehören auch neue Ideen. 
Nein, nicht wieder die Seilbahn. Das hatten wir schon. Seit Jahren (!) bringen 
fraktionsübergreifend Gemeinderäte das autonome Busshuttle als Pilotprojekt ins Spiel. 
Bisher: nix passiert. Und das, obwohl wir hier die Weltfirma, die sich mit dem Thema 
beschäftigt, sprichwörtlich vor der Haustüre haben. Andere Kommunen sind hierzu bereits 
in der Testphase wie Waiblingen oder Karlsruhe. Und der Bundesverkehrsminister Andreas 
Scheuer hat erst kürzlich darauf hingewiesen, dass – ich zitiere:  „ es ein neues Gesetz 
ermöglichen soll, dass autonome Fahrzeuge schon in den kommenden Jahren im 
öffentlichen Straßenverkehr im Regelbetrieb fahren können.“ Vielleicht sollten wir uns diese 
innovativen Ideen mal vor Ort anschauen und uns endlich auf den Weg machen. Das Thema 
Radwegeausbau – bzw. -optimierung kommt auch nicht so Recht voran. Als 
Negativbeispiel dient hier die Strecke zwischen Leonberg und Ditzingen. Die Straße, B 
295, wurde gerichtet, vom Bund an die Stadt übergeben aber der Fuß- und Radweg ist seit 
Monaten nicht nutzbar. Und ein Ende ist zumindest für uns nicht erkennbar.  
 

Nun darf man auch nicht verhehlen, dass die Stadt Leonberg personell nicht nur in diesem 
Bereich nicht besonders gut aufgestellt ist, um die beschriebenen Themen anzupacken. Die 
derzeitige Stabsstelle Innovative und intermodale Mobilität – hört sich gut an – ist seit 
Monaten verwaist. Aber nicht nur da gibt es eine Vakanz. Wer kümmert sich denn 
federführend um die Stadtwerke mit Leo-Energie und ÖPNV sowie neu dem Bäderbetrieb? 
Wer leitet das Ordnungsamt, nachdem der Amtsleiter nach Sindelfingen gewechselt hat, die 
Stelle ruht. Die Stelle des zuständigen Dezernenten wird wohl erst wieder im Mai besetzt. 
Und nicht nur in den Leitungsfunktionen fehlt Personal, sondern auch im KiTa-Bereich. Frau 
Kogel, unser Fraktionsmitglied, hat im Dezember auf die eingeschränkten Öffnungszeiten 
ab 2021 hingewiesen, da die Betreuungszeiten vom vorhandenen Personal nicht abgedeckt 
werden können. Die Geburten steigen aber, es gibt jede Menge Nachfragen, 
Kindergartenanbauten bzw. -neubauten sind erforderlich. Aber fehlendes Personal wirkt sich 
auch auf den Wirtschaftsstandort Leonberg aus. Wer zieht dann noch hierher, wenn die 
Anfragen der jungen Familien bzw. Berufstätigen nach Betreuung nicht befriedigt werden 
können? Dann fehlen Einnahmen wie Einkommenssteuer, die Firmen haben es schwerer 
Mitarbeiter zu finden, der Konsum bleibt auf der Strecke und und...  
 

Und leider muss ich nochmals auf den Bau von KiTas zurückkommen. Ich bin nun schon 
über 20 Jahre im GR. Aber an solch eine Flut von Interimskindergärten kann ich mich 
nicht erinnern. Die KiTa-Nord oben an den Kirschgärten war für 2 Jahre geplant. Die Frist 
ist Ende letzten Jahres abgelaufen. Der neue Kindergarten an der Burghalde/Stuttgarter Str. 
ist noch nicht einmal im Entstehen, da die Verwaltung unnötigerweise in der Planung 
Ehrenrunden gedreht hat, was der GR nicht zu verantworten hat. Die Interimslösung musste 
nun verlängert werden. Dann gibt es noch die Interims-KiTa in der Hohheckstr./Leonberger 
Str., die dort wohl nicht mehr lange bleiben kann. Brauchen wir dann eine Interims-Kita der 
Interims-Kita? Weitere Interims-KiTas sind vorhanden, im Bau oder in der Planung – auch 
in den Teilorten. Dieses Konstrukt verursacht lt. Auskunft der Verwaltung aktuell jährlich 
knapp eine halbe Million EUR nur für Containermieten. Kosten für Fundament, Auf- und 
Abbau, erforderliche Installationen etc. on top.  
Alles nur, weil nicht rechtzeitig nach geeigneten Flächen gesucht, Planungen auf den Weg 
gebracht und umgesetzt wurden. Das ist das Geld aller Leonberger, das für Provisorien 
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verplempert wird. Dabei müssten wir schauen, dass wir bei dem Schuldenstand und den 
Unwegbarkeiten wegen Corona möglichst stringent mit den finanziellen Mitteln haushalten.  
 

Wir wissen nicht, wie die Einnahmen in 2021 gerade in Bezug auf die Gewerbe- und 
Einkommensteuer aussehen. Viele Firmen sind durch den Lockdown gebeutelt. 
Gastronomie / Hotellerie geschlossen oder nur noch mit minimalen Einnahmen. 
Einzelhandel über Wochen / Monate zu. Verkauf von Waren, wenn überhaupt, nur über 
Versand bzw. Anlieferung, neuerdings wieder als Ausgabe. Inwieweit unterstützt hier der 
Wirtschaftsförderer mit Beratungen / Hinweisen / Vorschlägen, damit betroffene Firmen 
einen Lichtblick haben? Wie arbeiten hier Citymanagerin und Wirtschaftsförderer Hand in 
Hand? Wir als Gemeinderäte sind hier nicht eingebunden. Wir beantragen daher einen 
Bericht in der ersten Jahreshälfte 2021 vom Wirtschaftsförderer aber auch der 
Citymanagerin über ihre  Aktivitäten. Der letzte Bericht zum Thema Wirtschaftsförderung 
datiert wohl vom November 2016. 
 

Sicherlich wird dann auch über den aktuellen Stand der Digitalisierung berichtet. Es war 
die CDU-Fraktion mit Oliver Zander, die das Thema vorangetrieben hat, nicht immer zur 
Freude der Verwaltung, aber die Hartnäckigkeit hat sich gelohnt. Und mit Unterstützung der 
seitherigen Agenda-Gruppe „Glasfaser für Leonberg“ konnte aktuell ein kostenloser 
Glasfaseranschluss für die Haushalte in der Stadtmitte und in Eltingen auf den Weg 
gebracht werden. Glasfaser ist auch wichtig für die Schulen, gerade jetzt wo Corona die 
Strukturen durcheinandergewirbelt hat und Homeschooling und Hybrid-Unterricht angesagt 
sind. Und plötzlich waren iPads für die Schülerinnen und Schüler erforderlich, das 
Equipment musste eingerichtet werden. Da war das Personal im Rathaus nicht nur unter 
Zeitdruck sondern es musste auch schauen, wie das finanziell gestemmt werden kann. 
Erfreulich, dass es von Seiten des Bundes Zuwendungen in Höhe von ca. 1 Mill. EUR hierfür 
gibt und u.a. weitere Zuschüsse für Administrationsaufgaben abgerufen werden können.  So 
wie es im Moment aussieht, bleiben dann von den Gesamtkosten lediglich 20% am 
kommunalen Haushalt hängen. Mit der Digitalisierung alleine an den Schulen ist es aber 
nicht getan. Dort stehen immer noch Sanierungen an. Und wenn ab 2025 ein 
Rechtsanspruch auf Ganztagesbetreuung besteht, benötigen die Grundschulen die 
entsprechende Ausstattung. Wir beantragen daher, dass 
a) die erste Planungsrate für die Sophie Scholl-Schule auf 2022 vorgezogen wird, damit 
die Mensa rechtzeitig fertig wird und 
b) die dringend erforderlichen Sanierungen an der Grundschule Höfingen ab 2021 
begonnen werden. Erste Prio hat wohl das undichte Dach. Die Kinder und Lehrerschaft 
sollen nicht im Regen stehen bzw. sitzen! Dass die Grundschule Höfingen erst ab 2025 ff. 
mit energetischen Sanierungen auftaucht, ist wohl der Tatsache geschuldet, dass bei der 
Klausur zur HH-Konsolidierung die Schule gar nicht aufgelistet war. 
Bauen betrifft nicht nur die Bildungseinrichtungen sondern auch das Thema Wohnen. Da 
ist nun zwar in Bezug auf die Gebiete „Unterer Schützenrain“ und „Berliner Str.“ endlich 
Bewegung reingekommen. Aber da hat die Verwaltung so lange gezögert,  bis das 
beschleunigte Verfahren nicht mehr angewandt werden konnte. Obwohl die CDU-Fraktion 
auf dieses Instrument aber auch deren Befristung immer wieder hingewiesen hatte. Aber 
auch da gab es Ansätze von Seiten der Verwaltung oder der  Verwaltungsspitze, die mit 
dem mehrheitlichen Beschluss des Gemeinderates wenig zu tun hatten. Wir wollen eine 
Durchmischung mit bezahlbarem Wohnraum. Wir erwarten hier eine konsequente 
Umsetzung.  
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Wichtig wäre uns, dass in Bebauungsplänen für neu geplante  Wohngebiete auch das 
Angebot der Gasversorgung und/oder Überlegungen zu BHKW's berücksichtigt 
werden. Wäre dies doch 
a) ein umweltfreundlicher Wärmeträger und 
b) eine Einnahmequelle der Stadtwerke über die Leo-Energie 
Die Umsetzung hierzu ist allerdings laufendes Geschäft der Verwaltung.  
 
Und um beim Bauen zu bleiben. Die Verwaltung platzt aus allen Nähten ist zu entnehmen. 
Bevor hier an einen Neubau gedacht wird, sollte das ehemalige Arbeitsamt als 
Erweiterung geprüft werden. Das käme wahrscheinlich günstiger. 
Und wann geht es denn mit dem geplanten Gewerbegebiet „Verlängerung der Carl-
Zeiss-Str.“ in Gebersheim weiter? Der letzte Gemeinderatsbeschluss datiert vom 
Dezember 2019! 
 

Unser Sorgenkind ist immer noch die Stadthalle.  Hier wurden in 2020 Dank Beschluss 
des Gemeinderates 500 TEUR für dringend erforderliche Sanierungen eingestellt. Davon 
wurde in 2020 allerdings kein Gebrauch gemacht. Der Wasserschaden im Foyer ist immer 
noch vorhanden – hier kommt der „Regen“ von unten -, die Toiletten und die 
Künstlergarderobe sind kein Aushängeschild. Egal wie die Zukunft der Stadthalle aussieht, 
kurzfristig muss sie am Laufen gehalten werden, vielleicht sogar mit weiteren Attraktionen 
wie Nachmittagsveranstaltungen für Senioren oder Jazzfrühschoppen oder oder... . Dazu 
gehört, dass die Halle einigermaßen positiv für die Besucher rüberkommt und der  
Stadthallenbetrieb nicht durch Unwegbarkeiten gefährdet wird. Wir wollen aber schon 
darauf hinweisen, dass bei der Abarbeitung der dringend erforderlichen Maßnahmen Kita 
und Schule Prio vor der Freiwilligkeitsleistung Stadthalle haben. 
 

Wir richten den Appell an Sie Herr Oberbürgermeister: Lassen Sie uns mit unseren Ideen 
und mehrheitlichen Beschlüssen nicht im Regen stehen. 
 

Zum Schluss darf ich Konrad Adenauer zitieren: 
Das Heute steht auf dem Gestern. 
Und das Morgen steht auf dem Heute. 
Man muss das Gestern kennen,  
man muss auch an das Gestern denken, 
wenn man das Morgen gut und dauerhaft gestalten will. 
------------- 
 
Wir danken allen Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern der Verwaltung für die Erstellung des 
Haushalts unter erschwerten Coronabedingungen, allen voran Frau Gräter und Herrn 
Neukamm und allen anderen, die daran mitgewirkt haben.  
 
 
Herzlichen Dank für Ihre Aufmerksamkeit ! 
 
(HH-Rede und Antragsliste unter www.cdu-fraktion-leonberg.de/Politik/Haushaltsreden) 
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Bereits in HH-Rede genannte Anträge: 

P-Ausschuss:   

 

 

 

Wohnbebauungen 

Unterer Schützenrain/ Berliner Str. etc. 

Gasanschluss, BHKW mit berücksichtigen 

 generell bei Neubaugebieten 

Gasanschluss + BHKW's mit 

berücksichtigen 

 

Seite 243 Autonomer Busshuttle Endlich anpacken! 

Seite 330/331 Erweiterung Carl-Zeiss-Str. (Gewerbe) Wann wird der Beschluss vom Dez.2019 (!) wieder 

aufgegriffen? 

Seite 342 Arbeitsamt Prüfen, ob als Rathausaußenstelle nutzbar 

 Untersuchung Verkehrsströme/ 

Potentialanalyse 

Gelder für 2021 vorhanden? 

 Verkehr 500TEUR HH 2018 Mittelabfluss für was? Restbeträge auf welcher 

HH-Stelle? 

V-Ausschuss:   

 Wirtschaftsförderer Aktueller Bericht 1.Halbjahr 2021 

 Citymanagerin Aktueller Bericht 1.Halbjahr 2021 

Stadtwerke   

Seite 662 Verkehrsrechner Busbevorrechtigung; Vernetzung über Leonberg 

hinaus 

 ÖPNV 

(Bezug Drucksache 2019/236) 

Ausgaben 2021; 

Zuschüsse vom Landkreis + VVS jeweils für die 

Jahre 2017, 2018, 2019, 2020, geplante Zuschüsse 

2021 

   

Eigenbetrieb 

Stadthalle: 

Sanierungsstau abarbeiten 

(Toiletten UG + EG, 

Künstlergarderoben, Rohre etc.) 

Damit laufender Betrieb störungsfrei funktioniert 

   

S-Ausschuss:   

Seite 374 Planung Mensa Sophie-Scholl-Schule Planungsrate von 2023 auf 2022 vorziehen 

Seite 382 GS Höfingen Dachsanierung anpacken! 

 

 

Weitere Anträge CDU-Fraktion HH 2021: 

 

V-Ausschuss:   

Seite 110 Klausurtagungen 22 TEUR 

 

 

Betrag reduzieren auf 12 TEUR, 

damit auch Exkursionen für 

GR/OR möglich sind. Dort wieder 

Mittel einstellen 

Seite 356 Feuerwehr Warmbronn Prüfen, ob ein Anbau für 

Umkleide, WC etc. möglich wäre 
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Seite 356 Feuerwehr Leonberg a) Halle für Fahrzeuge auf 

Grünbereich bauen 

b) Hof sanieren 

= Standort belassen 

 Ankauf von Grundstücken Gebietsentwicklung + 

Angebotspreise durch Gremium 

festsetzen analog 

Bodenrichtswertkarte; in 

regelmäßigem Turnus (1-2 Jahre) 

überprüfen 

 Digitalisierung lt. OZG (Onlinezugangsgesetz) Aktueller Stand? Hinweis: 

Verw.leistungen sind bis 2022 

digital anzubieten 

 Sondertopf nicht verbrauchter Mittel einrichten s. extra Antrag 

 Image-Kampagne nach Lockdown vorbereiten, 

damit Einzelhandel wieder angekurbelt wird 

 

 

Mit Citymanagerin, 

Wirtschaftsförderer, Faszination 

Altstadt, Center-Management und 

„Wir sind Eltingen“ 

Stadtwerke / 

Leo -Energie/ 

Netze-BW 

Weiße Flecken Gasversorgung schließen Öffentlichkeit über Möglichkeiten 

informieren 

P-Ausschuss:   

Seite 462 Strohgäuhalle Prüfen, ob Generalsanierung über 

Enegiespar-Contracting machbar 

Seite 656 

 

 

 

Treppenanlage Neue Ramtelstr. 130 TEUR Vorziehen auf 2021 ohne 

rollstuhlgerechten Ausbau; 

stattdessen mit Kinderwagen- 

/Fahrradrampe (Kosteneinsparung) 

Seite 728 Seniorenbänke 20 TEUR (2024) 2021-2024 je 5 TEUR 

Seite 736 Renaturierung Wehr an der Clausenmühle Verlängerung Glemsradweg mit 

einplanen 

Seite 739 Mobile Lautsprecheranlage Waldfriedhof 

3 TEUR 

Vorziehen als Lautsprecherboxen 

außen an den Gebäuden 

Seite 760 500 Baumpflanzungen Prüfen, ob hier Gewährung von 

Zuwendungen möglich wäre 

(Verw.vorschrift vom 13.7.2020; 

AZ 52-8678.01) 

 LoRaWAN-Netze Weiter ausbauen. Informationen 

über aktuellen Stand erbeten 

 Gestaltungsbeirat als Instrument der 

Baukulturförderung installieren? 

Informationen pro/contra an den 

GR 

https://www.akbw.de/service/fuer-

staedte-und-

kommunen/gestaltungsbeirat.html 

 

Noch offen aus 

2020: 

  

 Anwohnerparken Für Gesamtstadt aufgreifen 
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 Stellplatzsatzung Stellplatzschlüssel pro Wohnung 

definieren; Satzungen anderer 

Kommunen heranziehen 

 Vortrag zum Thema Energiespar-Contracting Vor-/Nachteile? Einsparpotential? 

geplanter Vortrag hierzu im Herbst 

2020 steht noch aus! Ggfs. als 

Videokonferenz 

Stadtwerke: Saunabetrieb auch im Sommer 

(außer Revision) 

 

 

Noch offen aus 

2019: 

  

 

 

Optimierung Verkehrsströme Ortsmitte Höfingen Thema sollte 2020 angepackt 

werden; Mittel aktuell in Höhe 

von 215 TEUR eingestellt. 

Umsetzung wann ? 

 

Noch offen: 

 

Unser Antrag zum Thema Gesundheitscampus am 

KH Leonberg 

 

Aktueller Stand? 

 

 

Stand: 26.01.2021 



Elke Staubach  

Staubach * Im Brühl 62/1 * 71229 Leonberg
71229 Leonberg

Im Brühl 62 / 1
Herrn Telefon 07152-41761

Oberbürgermeister Cohn Mobil

Telefax 07152-6023000

Email elkestaubach@aol.com

26.01.21

Antrag zum Thema „nicht verbrauchte HH-Mittel“

Sehr geehrter Herr Oberbürgermeister Cohn, 

wir beantragen, dass nicht verbrauchte Mittel einzelner Kostenstellen nach 
Abschluss der Durchführung auf ein Sonderkonto umgebucht werden. Ausgaben 
vom dortigem Konto sind NUR mit Zustimmung des zuständigen Ausschusses bzw. 
des GR zu tätigen.

Im Oktober/November ist der Kontostand aufzuzeigen, damit 
a) die eingesparten Mittel für alle transparent sind
und
b) das Gremium prüfen kann, ob ggfs. Maßnahmen, die nicht für das betroffene Jahr
eingeplant waren, noch begonnen bzw. abgewickelt werden können.

Für die CDU-Fraktion:

i.A. Elke Staubach
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Kommunalpolitische Erklärung der SPD-Fraktion am 

26.01.2021 

Sehr geehrter Herr Oberbürgermeister Cohn, 

sehr geehrter Herr Bürgermeister Brenner, 

sehr geehrte Mitbürgerinnen und Mitbürger, liebe Kolleginnen und Kollegen, 

unser kommunaler Haushalt hat sich im vergangenen Jahr ein Virus 

eingefangen. Dass er daran nicht schwerer erkrankt ist, lag nicht zuletzt an 

finanziellen Spritzen, wie der 80%-igen Gewerbesteuerkompensation. Es blieb 

bei eher milden Symptomen – am Ende wird’s wohl  eine  „Schwarzen Null“. 

Nur – das Virus ist noch nicht besiegt – aber ich fürchte, der (finanzielle) 

Impfstoff neigt sich dem Ende zu.  

Der Haushalt 2021 leidet an schwerer Schieflage. Die ordentlichen 

Aufwendungen übersteigen die Erträge um fast 8 Mio. €. Die medizinische 

Prognose sei trotzdem gut, sagen die Experten diverser 

Wirtschaftsforschungsinstitute, ebenso wie die Berufsoptimisten aus Berliner 

Wunderheilungsministerien. Dazu passt mein Lieblingszitat aus Goethes Faust: 

„Die Botschaft hör ich wohl, allein mir fehlt der Glaube“. Dies gilt auch für die 

sehr optimistisch angesetzten Erwartungen im Haushalt bei den Einnahmen aus 

Gewerbe – und Einkommensteuer, sowie aus städtischen Gebühren. Aber – 

zugegeben – Planen während einer Krisensituation ist eben mit extrem großen 

Unsicherheiten verbunden. 

Ohnehin liegt vor uns die Gratwanderung auch auf kommunaler Ebene –hier 

eher mit homöopathischen Dosen - die bundesweite Gesamtstrategie zu 

unterstützen, den privaten Konsum anzukurbeln (heißt: auf Steuererhöhungen 

zu verzichten). Das Innenministerium des Landes ermuntert dazu ausdrücklich: 

„Aktuell kann ein zurückhaltender Umgang mit Sparmöglichkeiten erfolgen…“. 

Das heißt, wir sollen und wir müssen auch weiter investieren. Im Haushaltsplan 

sind dafür beachtliche 37 Mio. € vorgesehen, davon alleine 16 Mio. €, die 2020 

nicht umgesetzt wurden. Das wirft die altbekannten Fragen zum realistischen  

Leistungsvermögen der Verwaltung auf. Immerhin gibt es jetzt die von uns lang 

geforderte Prioritätenliste als Anlage zum Haushaltsplan. 
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Aber – wir dürfen dabei nicht das „traditionelle“ strukturelle Defizit unserer 

Haushalte außer Acht lassen. Ansätze hierfür müssen wir derzeit aber vor allem 

auf der Kostenseite finden. Dazu später mehr. 

Die SPD-Fraktion wird  angesichts der belastenden Rahmenbedingungen  

diesmal –mit ganz wenigen Ausnahmen -  auf neuerliche Anträge verzichten, 

dafür aber im Sinne der Effizienz und Nachhaltigkeit die Schwerpunktthemen 

des vergangenen Jahres fortführen. Zum vergangenen Haushalt hatten wir 23 

Anträge gestellt, davon sind 8 abgearbeitet. Dass alle anderen noch unerledigt 

sind, liegt nicht nur an „Corona“ oder an fehlenden Kapazitäten in der 

Verwaltung, sondern auch daran, dass manche – wie etwa bezahlbarer 

Wohnraum oder Stadtsauberkeit – permanente  Herausforderungen sind, die 

kontinuierlich weiterentwickelt werden müssen.  

Liebe Kolleginnen, liebe Kollegen, nicht erst die Beratungen im Rahmen der  

Haushaltsstrukturkommission  im vergangenen Jahr haben bei uns die 

Erkenntnis reifen lassen, dass wir eine mittel- bis langfristige Strategie für 

Leonberg benötigen. Den vielstrapazierten Begriff „Leitbild“ verkneife ich mir 

bewusst. Aber der Weiterentwicklung des Flächennutzungsplanes, die wir nun 

schon im x-ten Jahr fordern,  gehören schon Überlegungen vorangestellt, ob, 

wie und wo Leonberg und seine Teilorte in Zukunft wachsen sollen. 

Zwingend daraus abzuleiten sind dann Maßnahmen zur Verbesserung der 

verkehrlichen Situation in allen Facetten der Mobilität, wie die 

Weiterentwicklung des ÖPNV, des Radwegenetzes, der Durchlassregulierung 

des überörtlichen Autoverkehrs, vieler weiterer Querungshilfen für Fußgänger, 

etc. Alleine dazu stehen aus dem letzten Jahr noch 8 Anträge der SPD-Fraktion 

offen.  Und ja, das alles ist nicht an einem Samstagvormittag zu bewältigen! Die 

Zeit müssen wir uns einfach nehmen. Wir fordern daher erneut, hierzu eine 

mehrtägige Klausur des Gemeinderates einzuberufen, sobald es die 

pandemischen Restriktionen  zulassen. 

Ein bedeutender Mosaikstein wird dabei die Schaffung von bezahlbarem 

Wohnraum sein. Das seit Jahr und Tag angekündigte Grundsatzpapier, das 

unbedingt benötigt wird, um endlich ein einheitliches Verständnis in 

Verwaltung und Gremium herzustellen, was die Begrifflichkeit „bezahlbarer 

Wohnraum“ überhaupt bedeutet, fehlt nach wie vor. Leider müssen wir 

konstatieren: 2020 war, was den Bau bezahlbaren Wohnraums betrifft,  ein 
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weiteres verlorenes Jahr. Es wurde auch kein nennenswertes Bauvorhaben 

erstellt. Im Gegenteil - der Investor Pandion hat das auf dem ehemaligen TSG – 

Areal – unter tätiger Nicht-Mithilfe des Baudezernates – mit Ansage vergeigt. 

An der Berliner Straße und beim Unteren Schützenrain  gibt’s allenfalls 

Absichtserklärungen und dem Investor Kreissparkasse wurden bei der 

Erstellung dringend nötiger Mietwohnungen größtmögliche Hürden in den Weg 

gestellt. Im Unteren Schützenrain sehen wir allerdings auch die Chance, 

erstmals jungen Leonberger Familien preisgünstige Grundstücke zum Bau von 

Reihenhäusern zur Verfügung zu stellen. Das wäre  zwar auch nur ein Tropfen 

auf dem heißen Stein, aber das wäre eben auch deutlich besser als nichts.  

Wir appellieren erneut an Sie, sehr geehrter Herr BM Brenner: In Ihrem 

Dezernat muss es klare Zuständigkeiten geben, wer mit Herzblut und 

Fachwissen  bezahlbaren  Wohnraum in Leonberg aktiv voranbringt. Es kann 

doch nicht sein, dass meine Fraktionskollegin Christiane Hug-von Lieven weit 

und breit die einzige Fachfrau zu dieser Thematik ist. Im Übrigen gibt es beim  

Land hierfür kostenlose Beratungsmöglichkeiten. Oder fehlt es einfach am 

guten Willen? 

Auch die Stadtsauberkeit treibt uns nicht erst seit gestern um. Was bisher 

geschah: Vor einem halben Jahr haben wir die Einführung einer App zur 

einfacheren Meldung von Verschmutzungen beschlossen, ebenso entlang der 

Glems (testweise) weitere Papierkörbe bei vorhandenen Parkbänken 

aufzustellen und - vor Jahren schon -, dass den Kehrmaschinen durch 

Beschilderung das Reinigen der Straßenränder erleichtert wird. Wir zweifeln 

nicht am guten Willen aller Beteiligten, aber auch hier geht unser Appell an die 

Verwaltungsspitze: benennen Sie Projektverantwortliche, forcieren Sie die 

ämterübergreifende Zusammenarbeit, denn Verbesserung der Sauberkeit in 

unserer Stadt ist eine Daueraufgabe, sie muss kontinuierlich auch konzeptionell 

und mit kreativen Ideen weiterentwickelt werden. 

Die Corona Pandemie wirkt auf viele Bereiche unseres Lebens wie ein 

Brennglas oder auch wie ein Katalysator, daher werden die Versäumnisse 

nirgendwo deutlicher als bei der vollkommen verschlafenen Digitalisierung der 

Schulen. Dies ist eine Kommunalpolitische Erklärung, daher darf ich mich ja 

leider nicht – auch wenn’s schwer fällt - zum Bürokratismus und Aktionismus 

der Landesregierung äußern. 
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Natürlich ist das ein komplexes Feld, es geht ja nicht nur um Homeschooling in 

der Pandemie, sondern es geht um künftigen zeitgemäßen Unterricht. Die 

Verantwortlichen der Verwaltung haben im Schulbeirat den hohen 

Arbeitsaufwand eindrücklich dargelegt, der vor Ort beim Schulträger anfällt, 

um die Schulen mit Breitbandanbindungen und WLAN zu versorgen. Dazu 

kommt der Support für die Endgeräte, womöglich wird ja tatsächlich bald auch  

die Lehrerschaft mit Dienstgeräten ausgestattet. Wir werden nicht umhin 

kommen, hierfür weitere Personalkapazitäten zu schaffen. Einem 

Beschlussvorschlag der Verwaltung dazu stehen wir offen gegenüber. 

Die Stadthalle war nahezu immer ein Thema in den Kommunalpolitischen 

Erklärungen der SPD-Fraktion der vergangenen Jahre. Es ging uns dabei immer 

um eine konzeptionelle und bauliche Neuausrichtung zur Deckelung des  

jährlich ansteigenden Defizites. Leider waren wir mit unserer Forderung häufig 

allein auf weiter Flur. Perfider weise hat uns die Pandemie ausgerechnet zu 

dem Zeitpunkt erwischt, als Sie, Herr Oberbürgermeister, aktiv wurden und 

einen Manager präsentiert haben, der all diese Punkte dynamisch und mit 

Expertise angehen wollte.  

Gerne können wir auch über einen Neubau diskutieren. Dann müssen wir aber 

nicht nur darüber sprechen, wie er denn finanziert werden soll, sondern eben 

auch über einen geeigneten Standort  (denn Abbruch und Neubau an derselben 

Stelle würde ja bedeuten, mindestens 2 Jahre ganz auf diese Einrichtung zu 

verzichten). In der Konsequenz heißt das, wir müssen unsere Stadthalle im 

Rahmen der Gegebenheiten für mindestens 5-7 Jahre in einen angemessenen 

baulichen Zustand bringen. Die benötigten Mittel sind erneut eingestellt und 

müssen unserer Meinung nach zielgerichtet und zeitnah eingesetzt werden. 

Eine plötzliche Schließung der Stadthalle und daraus resultierenden akuten 

Handlungsdruck (siehe Hallenbad oder auch neues Rathaus) möchten wir 

unbedingt vermeiden.  

Eingangs habe ich ja schon  deutlich gemacht, dass wir mit aller Kraft 

verhindern wollen, unsere Bürger in der derzeit schwierigen Situation finanziell 

zusätzlich zu belasten. Wir müssen uns also verstärkt der Ausgabenseite des 

Haushaltes – und dort vor allem den laufenden Kosten -  zuwenden. 

Investitionen sind trotzdem weiter notwendig, einerseits um die Konjunktur zu 

unterstützen, andererseits um gesetzlichen Verpflichtungen nachzukommen 
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und/oder die städtischen Liegenschaften in einem ordentlichen  Zustand zu 

erhalten. Das hindert ja aber nicht daran, bei neuen Baumaßnahmen stärker 

auf den Preis zu schauen. Nunmehr seit Jahren fordern wir aktualisierte 

bauliche Standards, gerade etwa für den Bau von Kindertagesstätten, wir 

fordern eine Kostendeckelung bei Vergabe der Planung und wir benötigen ein 

externes Controlling bei der Überprüfung der Planung. 

Sanierungsmaßnahmen müssen nach ihrer Dringlichkeit durch das 

Gebäudemanagement  aus fachlicher Sicht priorisiert werden (die Anlage 8 zum 

Haushaltsplan mit den Investitionsmaßnahmen 2021-2030 ist hierzu ein erster 

guter Schritt), idealerweise mit Kennzahlen, etwa zum Energieverbrauch. Zur 

Reduzierung laufender Kosten ist im Einzelfall abzuwägen: Sanierung vor 

Neubau. Das gilt im Übrigen auch für Spielplätze. Schließungen sollten wir 

tunlichst  vermeiden.  

Ein wesentlicher Ansatz zur Kostensenkung ist gerade der  Energieverbrauch, 

der mit zeitgemäßen Fernüberwachungssystemen und intelligenten 

Thermostaten für alle relevanten städtischen Gebäude gesteuert und so 

nennenswert reduziert werden kann. Hierzu hätten wir uns im vorliegenden 

Haushaltsplan durchaus mehr Investitionen gewünscht. Zudem haben wir in 

der Haushaltsklausur beschlossen, dass alle laufenden städtischen 

Vertragsbeziehungen, welche Wartungen, Versicherungen und 

Telekommunikation betreffen, überprüft werden. Hier sind wir gespannt auf 

erste Resultate. 

Und dann gibt es einen weiteren – aus Sicht der SPD-Fraktion – 

unübersehbaren Ansatz: die seit über 25 Jahren nur marginal veränderte 

Organisationsstruktur der Verwaltung. Sie stammt aus einer Zeit, als die IT im 

öffentlichen Dienst noch in den Kinderschuhen steckte, als Kinder- und 

Jugendarbeit nur einen Bruchteil der finanziellen und personellen Ressourcen  

von heute benötigte. Die Themen zu Verkehr und Mobilität, die uns heute 

beschäftigen, waren allenfalls Zukunftsmusik. Die Stadtwerke waren 

ausschließlich für die Wasserversorgung zuständig. Am Markt operierende 

Wirtschaftsunternehmen haben sich in der Zeit mehrfach neu erfunden. Ja – 

nicht einmal der Bau des neuen Rathauses mit der Zusammenführung 

mehrerer – leider nicht aller – Standorte hat offenbar zu  Synergieeffekten 
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geführt. Es entsteht halt kein Fortschritt, wenn man krampfhaft an alten 

Strukturen festhält.  

Es geht aber nicht nur um die Aufbau – es geht auch um die 

Prozessorganisation. Es geht auch um die fortschreitende Digitalisierung und – 

angesichts der scheinbar beengten räumlichen Situation im Rathaus - auch um 

flexible Lösungen, wie  Möglichkeiten zum mobilen Arbeiten etwa im Home-

Office. Es gibt zu viele Schnittstellen zwischen einzelnen Ämtern mit  daraus 

resultierenden oft zeitintensiven Reibungsverlusten, die effizienten Lösungen 

im Wege stehen. Es fehlt an wirkungsvollen Kommunikationsplattformen, 

Projektarbeit scheint in der Verwaltung keine große Rolle zu spielen. Und um es 

klar zu formulieren – uns geht es nicht um einen Stellenabbau, sondern um 

eine effiziente, zeitgemäße und möglichst konfliktfreie Zusammenarbeit 

innerhalb  der Verwaltung zum Wohle unserer Bürger.  

Wir bitten Sie, Herr Oberbürgermeister, sich mit Ihren Führungskräften  

Gedanken zu machen und in den nächsten Monaten in das Gremium mit 

Vorschlägen zu kommen, wo aus Ihrer Sicht der dringlichste Handlungsbedarf 

besteht. Dass hierfür eine externe Begleitung notwendig ist, die Geld kosten 

wird, das ist uns klar.  

Und ich bitte Sie, liebe Kolleginnen und Kollegen herzlich, lassen sie uns 

intensiv, gerne auch kontrovers, diskutieren, denn hier geht’s ganz explizit 

darum, wirtschaftlicher zu Arbeiten ohne die Qualität der 

Verwaltungsleistungen und die Motivation der Mitarbeiterinnen und 

Mitarbeiter einzuschränken. 

Abschließend möchte ich mich bei Allen in der Verwaltung bedanken, die an 

der Aufstellung dieses Haushaltplanes tatkräftig mitgearbeitet haben (ich 

fürchte es geht für sie fast nahtlos weiter mit den Vorbereitungen Haushalt 

2022), bedanken. Ganz besonders danke ich Ihnen, Frau Gräter, nicht nur für 

Ihre schnelle und kompetente Beantwortung immer wiederkehrender neuer  

Fragen zum Haushalt. Nein – auch dafür, dass Sie den Eindruck vermittelt 

haben, gerade das würde Ihnen Freude bereiten.   

Und bei ihnen, liebe Anwesende, bedanke ich mich für’s geduldige Zuhören. 

Ottmar Pfitzenmaier  

für die SPD – Fraktion im Gemeinderat 
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Anträge der SPD – Fraktion zum Haushalt 2021 

Stadtentwicklung/Bezahlbarer Wohnraum 

- Erneut: Grundsatzdiskussion (im Rahmen einer oder mehrerer Klausursitzungen) zur 

weiteren Entwicklung von Leonberg und seinen Teilorten (Bevölkerung, Verkehr, 

Infrastruktur, Gewerbe) im Vorfeld der Erstellung eines aktuellen 

Flächennutzungsplanes, sobald die Corona bedingten Rahmenbedingungen 

Präsenzveranstaltungen  zulassen – idealerweise noch im 1. Halbjahr 2021. 

- Zum wiederholten Male: Entwicklung eines Kriterienkataloges zur Vergabe von 

Wohnraum (sowohl bei Mietwohnungen, wie auch beim Erwerb von Wohneigentum 

oder der Vergabe von Grundstücken) an (junge) Leonberger Familien. Die Verwaltung 

muss sicherstellen und prüfen, ob der jeweilige Investor diese Kriterien dann auch 

einhält. Ein Grundsatzpapier zur Entwicklung eines gemeinsamen Verständnisses für 

Verwaltung und Gemeinderat, was unter „Bezahlbarem Wohnraum“ zu verstehen ist, 

wurde bereits für das 1. Quartal 2020 angekündigt und liegt noch immer nicht vor.  

Verkehr/Mobilität 

- Erneut: Errichtung von Zebrastreifen bei allen Mittelinseln (Querungshilfen) und 

Kreisverkehren, sowie an besonders neuralgischen Stellen (z.B. Stuttgarter Str.) in der 

Stadt. Förderanträge sind schnellstmöglich zu stellen. Wir erwarten nicht nur die 

planerische Prüfung, sondern auch erste praktische Umsetzungen in 2021. 

- Erneut: schnellstmögliche Umsetzung der Installierung von (testweisen) 

Durchlassregulierungen (Pförtnerampeln), beispielsweise zwischen Höfingen und 

Ditzingen und/oder auf Höhe „Hasenbrünnele“ in Abstimmung mit dem 

federführenden Verband Region Stuttgart. 

- Erneut: auf breiten Gehwegen sollen getrennte Spuren für Fußgänger und Radfahrer 

angelegt werden. Dies gilt für die Neukonzeption der Verbindung zwischen Volksbank 

und Leo 2000, aber auch für bereits bestehende  geeignete Wege müssen 

Umsetzungsmöglichkeiten geprüft werden.  

- Erneut: der (sogenannte) Radweg von Eltingen Richtung Glemseck/Mahdental muss 

dringend saniert werden. Dies ist eine bedeutende Verbindung nach Stuttgart, 

sowohl für den Berufsverkehr wie auch im Freizeitbereich. Das RP hat zugesagt, dass 

eine umfassende Sanierung erfolgt, sobald Klarheit bezüglich der Planungen des 
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ADAC besteht. Dies ist längst der Fall, die Realisierung der Zusage ist dringend und 

nachdrücklich einzufordern. 

- Wiederholt: Erstellung eines flächendeckenden Konzeptes zum (Anwohner-) Parken 

(bereits seit 12/2019 „in Arbeit“, für 2020 „zugesagt“). 

- Erneut: Einstellung einer Planungsrate für die Neukonzeption der Parkflächen 

Leobad/Sportvereinszentrum mit dem Ziel zusätzlichen Parkraum zu schaffen. 

- Aufwertung des Platzes gegenüber der ehemaligen TSV-Halle an der 

Bruckenbachstraße („Gänsewiese“). Umsetzung eines 1. Teilabschnittes der Planung. 

- Weiterhin unerledigter Auftrag: Der Straßenbelag der Bismarckstraße ist durch 

vielmalige Flickschusterei in sehr schlechtem Zustand, was auch erhöhte Lärmwerte 

verursacht. Die beteiligten Versorgungsunternehmen haben ihre Leitungen im 

Untergrund erneuert. Wir erwarten nun eine zeitnahe Erledigung des Antrages. 

Jugendplatz 

- Weiterentwicklung des Jugendplatzes im Stadtpark im Rahmen der finanziellen 

Möglichkeiten des Haushaltes. Hier geht es auch um Vertrauen in die Verlässlichkeit 

des Gemeinderates. 

Standards bei Neubauvorhaben 

- Wiederholt: Überarbeitung der baulichen Standards von 2012 für den Bau von KiTas. 

Eine Beschlussvorlage hierzu wurde im Oktober 2020 zurückgezogen und bisher nicht 

wieder vorgelegt. 

- Wir fordern künftig bei allen Neubauvorhaben (und grundlegenden 

Sanierungsmaßnahmen) eine Kostendeckelung bereits bei der Vergabe der Planung 

und eine Überprüfung der Planung durch externes Controlling. 

Sauberkeitsoffensive 

- Zügige Umsetzung der bereits vor Monaten beschlossenen ersten Schritte  (App, 

mehr Papierkörbe entlang der Glems, Erleichterungen für die Kehrmaschinen 

(Beschilderung), Verbesserungen bei Containerstandorten und anderen Hotspots, 

stadtweite Putzaktion) und konzeptionelle Weiterentwicklung. 

Stadthalle 

- Zeitnahe Sanierung der Stadthalle (während der aktuellen Schließung) mit allen 

nötigen Maßnahmen, um einen funktionierenden Betrieb für mindestens 5 (-7) Jahre 

sicherzustellen.  

Spielplätze 

- Einstellen einer Planungsrate für den Spielplatz Goethestraße (von der Verwaltung 

bereits zugesagt) und Vermeidung einer temporären Schließung durch rechtzeitiges 

Ergreifen geeigneter Maßnahmen. 
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Reduzierung laufender Kosten, Verbesserung von Prozessen 

- Die Aufbau – und Ablauforganisation innerhalb der Verwaltung muss aktuellen 

Gegebenheiten angepasst werden. Dazu gehören auch Themen wie Digitalisierung, 

Projektarbeit, moderne Kommunikationsplattformen,… Wir bitten die 

Verwaltungsspitze und die Führungskräfte bis zum 3. Quartal hierzu Ideen zu 

entwickeln. Eine Reduzierung der Personalkapazitäten ist hierbei aus unserer Sicht 

nicht das vorherrschende Ziel. 

- Bereitstellung zusätzlicher Haushaltsmittel für zeitgemäße 

Fernüberwachungssysteme für alle relevanten städtischen Gebäude incl. intelligenter 

Thermostate. 

- Überprüfung aller relevanten laufenden Verträge hinsichtlich Wartungsleistungen, 

abgeschlossenen Versicherungen und zur Telekommunikation. Über daraus 

resultierende Einsparpotenziale soll im 2. Quartal 2021 berichtet werden.  

Statusbericht 

- Vorlage eines Statusberichts, aus dem der aktuelle Stand der Bearbeitung von 

Anträgen aus den kommunalpolitischen Erklärungen hervorgeht, mit 

aussagekräftigen (!) Erläuterungen dieses Jahr ausnahmsweise erst zur Sitzungsrunde 

im September. 

 

 

 

 

 

 



 

Freie Demokratische Partei 
Fraktion im Leonberger Gemeinderat 

Prof. Dr. Dieter Maurmaier 
Kurt Kindermann 

David Korte 

Haushaltsrede           26.01.2021 

 

Herr OB Cohn, 

Herr BM Brenner, 

meine Damen und Herren, hier und zugeschaltet, 

 

dieses Jahr ist bei den kommunalpolitischen Erklärungen vieles anders als sonst, die Pandemie zwingt 

uns in die Stadthalle, wir tagen hybrid und der Haushalt wir erst im laufenden Jahr verabschiedet. 

Wohlbekannt und alt sind aber die Themen und Probleme, fast hätte man die Haushaltsrede von 

2019 wiederholen können. Weiterhin ist der Wohnraum, insbesondere der bezahlbare Wohnraum 

knapp, die Verkehrsbelastung ist immer noch hoch, die Digitalisierung vor allem der Schulen kommt 

nur schleppend voran und die Schuldenlast steigt weiterhin an. Was läuft falsch? Wo kann, wo muss 

man besser werden? 

 

Es gab in 2020 manch gutes Vorhaben. Erinnern möchte ich an die Spielplatzkonzeption, den 

Wettbewerb 1000 Zebrastreifen in Höfingen, Kindertageseinrichtungen in der Kernstadt und in 

Höfingen, Verbesserung der Kläranlage und vieles mehr.  Pandemie und Personalengpässe haben die 

Realisierung aber oftmals ausgebremst. Das hat zu einer Verschiebung der Investitionen in 

kommende Jahre geführt, aktuell aber auch aus Gründen der Finanzierbarkeit. Diese Neuausrichtung 

der Investitionen erfordert jedoch eine Priorisierung der Maßnahmen. In zwei Klausurtagungen des 

Gemeinderates hat man auch den Versuch unternommen, die Investitionen nach Nutzen-Kosten-

Wirkungen zu bewerten. Eine prinzipiell richtige Vorgehens-weise, sie erfordert neben detaillierten 

Beschreibungen der Haushaltspositionen und objektiven Beurteilungskriterien, vor allen aber ein 

Leitbild mit klar definierten Zielen. Und daran müssen wir 2021 arbeiten. 

Unsere Vorstellung für 2021 ist die Erarbeitung einer Leitidee unter Einbeziehung aller Leonberger 

Bürger und Bürgerinnen mit Angeboten zum Wohnen, Arbeiten, Einkaufen, Erholen, zur Ausbildung 

und Kultur für Familien, Kinder, Jugendliche, Singles und Senioren. Nur so erhalten wir eine lebendige 

und sympathische Stadt. 

 

In die Ausarbeitung eines Leitbildes muss u.E. die Leonberger Bürgerschaft stärker als bisher 

eingebunden werden. Hierfür bieten sich heutzutage auch digitale Möglichkeiten an. Die Online-

Plattform in Höfingen zu den 1000 Zebrastreifen ist ein gelungenes Beispiel, aber es gibt natürlich 

noch viele andere Möglichkeiten, die Bürgerschaft online in Beteiligungsprozessen einzubinden. Die 

Pandemie liefert dazu einen anderen Blick als bisher. Wir fordern die Verwaltung auf, Möglichkeiten 

für eine intensive Beteiligung der Öffentlichkeit bei der Ausarbeitung eines Leitbildes für die Stadt 

aufzuzeigen, wobei durchaus in unterschiedliche Themenbereiche zu differenzieren ist. 

 

Das Leitbild sollte u.E. folgende Bereiche umfassen: 

- Bürgernahe Verwaltung 

- Förderung der Wirtschaft 

- Umfassender Gesundheitsschutz 

- Hochwertige Bildungsangebote 

- Unterstützung von Kultur und Sport 

- Nachhaltige Stadtentwicklung 

- Mehr Klimaschutz 
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Aus dem Leitbild sind entsprechend den formulierten Zielen Konzepte zu entwickeln. Es existieren 

bereits Konzepte, sie wurden bereits in unserer Haushaltsrede 2019 thematisiert. Sie sind zeitnah 

umzusetzen bzw. weiter zu entwickeln. Dazu zählen u.a.: 

 

- Baldige Durchführung eines integrierten Stadtentwicklungs- und Verkehrskonzeptes 

Bei der Entwicklung dieses Konzepts ist eine Bürgerbeteiligung unerlässlich. Nutzen wir dabei 

neue Formate. 

 

- Erneuerung des FNPs 

Eine mittlerweile schon in die Jahre gekommene Forderung 

 

- Wohngebiete entwickeln: vorrangig Berliner Straße und Unterer Schützenrain  

Wir hoffen auf ein ergiebiges Investorenauswahlverfahren. 

Gebiet Pferchäcker in Höfingen entwickeln, dort hat man Standortvorteile wie S-Bahn-Nähe, 

Verkehrserschließung, Schulnähe und Nahversorgung, das wäre nachhaltig 

- Projekt 1000 Zebrastreifen 

Die Fördermittel des Landes über 50.000 € sind gezielt für das Pilotprojekt Fußgänger-

querungshilfen einzusetzen, um das Projekt endlich voranzubringen. Die Bürgerbeteiligung 

war gut, wenn aber nichts geschieht, erzeugt das erheblichen Frust. 

 

Fußgängerüberwege (Zebrastreifen) an allen innerörtlichen Kreisverkehren einrichten 

Die Querungshilfen in der Stuttgarter Straße umsetzen. 

 

- Radschnellverbindung Silberberg - Leonberg planen und Landesförderung zusammen mit 

Kreis beantragen. Auch das Sonderprogramm zur Fahrradinfrastruktur des Bundes „Stadt und 

Land“ sollte genutzt werden. 

 

- Umsetzung der Regionalen Mobilitätsplattform 

Dieses Projekt geht leider nicht so recht voran. In 2 Monaten beginnt die Baustelle 

Engelbergtunnel. Dann sollte eigentlich die Verkehrslenkung in Betrieb sein. Die 

Informationstafeln entlang der Autobahnen zu den Fahrzeiten via Autobahn bzw. 

Stadtdurchfahrt sind zwar bereits in Betrieb, die Schrift ist aber zu klein, um tatsächlich eine 

Hilfe für den Autofahrer zu bieten. 

 

 

Leonberg im Jahr 2030, wie ist unsere Vorstellung? 

 

In unserer letzten Haushaltsrede haben wir Überlegungen für ein „Urbanes Leonberg 2.0“ 

vorgestellt. Diese Idee wollen wir um weitere Vorschläge ergänzen und der Bürgerschaft zur 

Diskussion vorlegen. Ausgangspunkte sind Gedanken, die hinter den Begriffen Nachhaltig-

keitsziele und  Smart City steht. Dazu zählen: 

 

- Digitalisierung der Verwaltung, Ausbau des E-Governments 

Wir sehen viele Verbesserungsmöglichkeiten wie Kitaverwaltung, Baurechtsamt, 

Ausweiswesen..... Eine digitale Grundoffensive zur ökonomischen Umsetzung behördlicher 

Prozesse für eine Effizienzsteigerung wäre notwendig.  
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- Digitale Bürgerbeteiligung 

Projektbezogene digitale Beteiligungsverfahren einsetzen, beispielsweise bei einer 

Neugestaltung der Eltinger Straße oder bei Überlegungen zu einer Attraktivierung der 

Altstadt.  

 

- Vision einer Green City 

Obwohl von zwei Autobahnen umzingelt, hat unsere Stadt dennoch das Zeug zu einer grünen 

Stadt. Sie ist von viel grüner Natur umgeben und hat in der Stadt mit dem Stadtpark, der 

alten Autobahntrasse, dem Golfplatz, dem Glemstal viele grüne Bereiche. Es ist richtig diese 

Bereiche zu vernetzen. Die Untersuchungen sind ja im Gange. Wir wollen diese 

Überlegungen um einen weiteren Aspekt ergänzen. Nehmen wir die Bürger mit und starten 

ein Projekt Patenschaften für Pflanzen, Grünbeete und Parkbänke. Gegen eine 

Spendenbescheinigung, der Namensnennung und persönliche Übergabe kann gegen eine 

noch zu bestimmende Zuwendung eine Patenschaft an einem Baum, einer bestimmten 

Anpflanzung, eines ganzen Beets oder an einer Parkbank erworben werden. Die Modalitäten 

wie Pflege, Patenschaftsdauer und Namensnennung sind zu klären. Wichtig ist uns der 

Identifikationseffekt der Bürger mit ihrer Stadt. 

 

- Projekteinreichung IBA2027 

Für die Verknüpfung Postareal, Bosch Entwicklungszentrum, Stadthalle und Wohnquartier 

am Stadtpark beabsichtigt die Stadtverwaltung ein übergreifendes IBA-Projekt einzureichen. 

Mit diesem Projekt können wesentliche IBA-Qualitätsstandards erfüllt werden.  Allerdings 

muss bei den einzelnen Vorhaben noch etwas nachgeschärft bzw. auf die Standards der IBA 

eingegangen werden.  

Beim Postareal ist es die Begrünung und die Erschließung, beim Bosch Entwicklungszentrum 

die Ausgestaltung der Poststraße, beim Wohngebiet am Stadtpark vor allem die Verzahnung 

mit dem Grünbereich. Der größte Bedarf an Weiterentwicklung besteht bei der Stadthalle.  

Wir könnten uns in diesem Kontext durchaus einen Neubau der Stadthalle vorstellen. 

Ein neues Kunst- / Kultur- und Convention Center würde eine gemeinsame Mitte für alle 

Bereiche gesellschaftlicher Aktivitäten schaffen. Es könnte die Möglichkeiten neben den 

künstlerischen und kulturellen Angeboten auch eine Bibliothek sowie Räumlichkeiten für die 

ortsansässigen Vereine und Künstler beinhalten. Die Restauration sollte auch den Bürgern 

der Stadt als multifunktionaler Raum zur Verfügung stehen. Eine Nutzungsmischung böte die 

einzigartige Chance, den Bereich mit der gesamten Stadtgesellschaft zu verknüpfen. Das 

neue Mehrzweckgebäude fungiert somit als Aushängeschild zur Vermittlung von Bildung, 

Gemeinschaftserlebnisse und Kultur. Um dieser Funktion gerecht zu werden, könnte ein 

Baukörper entwickelt werden, in dem alle Nutzungen gleichberechtigt vereint sind. 

Für eine Finanzierung sind Fördermöglichkeiten abzuprüfen, die sich auch im Zusammenhang 

mit der IBA ergeben. 

In diesem Zusammenhang ist auch die Einbindung des Bahnhofes samt Bahnhofsumfeld 

einzubeziehen. Es gibt durchaus Möglichkeiten diesen Mobilitätspunkt zu stärken und in ein 

IBA-Projekt einzubinden. 
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- Mobilitätskonzepte 

Beispielhaft für die Weiterentwicklung von Mobilitätskonzepten schlagen wir die Erarbeitung 

eines städtischen Logistikkonzeptes vor. 

Durch den Boom in Online-Handel werden immer mehr Transporte durch die Paketdienst-
leister durchgeführt. Diese Verkehre sind zu ordnen und bei kommunalen Entscheidungen 
wie der Stadt- und Quartiersplanung zu berücksichtigen. Wir schlagen vor, konkrete Maß-
nahmen wie beispielsweise einen Fahrradlieferdienst zu untersuchen. Dadurch kann der 
Leonberger Einzelhandel und die Gastronomie mit einem Lieferdienst gestärkt werden. 
Gegebenenfalls kann dieser Lieferdienst an den Paket-Lieferdienst angebunden und evt. 
durch einen Verein betrieben werden. In Herrenberg gibt es dafür ein gutes Beispiel. 

Für ein derartiges Projekt stehen auch Fördermittel des Bundes zur Verfügung. 

Ferner wollen wir die Stadtverwaltung bitten, sich bei der Region Verband Stuttgart für einen 
behindertengerechten Ausbau der S-Bahn-Stationen in Leonberg, Höfingen und Silberberg 
einzusetzen. Nach derzeitiger Planung ist dieser Umbau erst nach 2030 vorgesehen. 

Darüber hinaus empfehlen wir der Stadtverwaltung sich bei Land und Bund für eine Anbin-
dung der Bahnstrecke von Leonberg nach Stuttgart an den neuen Tiefbahnhof in Stuttgart 
einzubringen, die Voraussetzung für einen Metropolexpress in die Landeshaupt-stadt ist.  

- Digitale Offensive an den Schulen 
Die Pandemie hat es in aller Deutlichkeit gezeigt, die Schulen haben einen großen Nachhol-
bedarf bei der Digitalisierung. Dabei genügt es nicht nur die Geräte zur Verfügung zu stellen. 
Es braucht auch Hilfe beim Implementieren und Betrieb der Hardware. Die Schulen brauchen 
fachliche Unterstützung, wir werden nicht umhinkommen, Personal für den IT-Support zur 
Verfügung zu stellen. 
 

Über diese Vorschläge hinaus gibt es Themen, die in 2021 dringend angegangen werden müssen. 

Dazu zählen:  

Mittel für die dringend erforderliche Sanierung der Höfinger Schule bereitzustellen. Der Ansatz aus 

dem Haushaltsplan 2020 ist einzustellen. 

Der Leonberger Wertstoffhof ist ein mittlerweile zwar uraltes, aber immer noch höchst unerfreu-

liches Übel. Zusammen mit dem Landkreis ist dringend ein anderer Standort zu suchen. Ansonsten 

wird das Abfallwirtschaftskonzept von den Bürgern nicht akzeptiert. Das kann auch nicht unser 

Ansinnen sein. 

Und dann haben wir ja auch noch den Umgang und die Bewältigung die Pandemie. Zuvorderst zwar 

keine Aufgabe der Stadt, andere Städte gehen aber offensiver mit dem Thema um. Es stellt sich die 

Frage, was kann die Kommune im Rahmen der Corona-Verordnung tun, um vulnerable Gruppen 

bestmöglichst zu schützen, einen sicheren Betrieb an Schulen und Kitas zu ermöglichen, Gewerbe-

treibende zu unterstützen und das Impfen voran zu bringen. Kostenlose Schnelltests, Luftfilter an 

Schulen, Hilfen bei der Besorgung von Impfterminen oder Transport mit Taxis für besonders 

gefährdete Personen, um nur einige Beispiele zu nennen. 
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Wir bedanken uns bei der Verwaltung, insbesondere beim Kämmereiamt für den Einsatz bei der 

Erstellung des Haushalts. Unser Dank gilt auch all denen, die in Zeiten der Pandemie viel leisten 

müssen, sei es im Gesundheitsschutz, in der Notbetreuung oder bei der Organisation neuer Arbeits- 

und Sitzungsformate.  

Bedanken wollen wir uns auch bei den Kollegen und Kolleginnen des Gremiums für die gute und 

konstruktive Zusammenarbeit und wir setzen auf eine weitere gute Atmosphäre im neuen Jahr. 

 

 

FDP-Fraktion 
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Anträge der FDP-Fraktion: 

- Stärkung der Bürgerbeteiligung durch Nutzung von Online-Plattformen 

- Durchführung einer Stadtentwicklungs- und Verkehrskonzeptes 

- Fortschreibung FNP 

- Gebiet Pferchäcker in Höfingen als Wohngebiet entwickeln 

- Projekt 1000 Zebrastreifen umsetzen, Fördermittel des Landes vollumfänglich einsetzen 

- Fußgängerüberwege an Kreisverkehren anlagen 

- Fußgängerquerungshilfen in der Stuttgarter Straße einrichten 

- Radschnellverbindung Leonberg-Silberberg zusammen mit dem Landratsamt planen 

- Fördermittel zur Fahrradinfrastruktur akquirieren 

- Regionale Mobilitätsplattform voranbringen 

- Digitalisierung der Verwaltung, E-Government ausbauen 

- Patenschaften für Pflanzen, Grünbeete und Parkbänke 

- Projekteinreichung IBA2027 

- Erarbeitung eines städtischen Logistikkonzeptes 

- Beantragung eines behindertengerechten Ausbaus der Bahnhöfe Leonberg, Höfingen und 

Rutesheim 

- Einsatz für eine Anbindung der Bahnstrecke Leonberg-Stuttgart an den neuen Tiefbahnhof 

Stuttgart 

- Bereitstellung von Personal für den IT-Support an Schulen 

- Sanierung der Höfinger Schule 

- Standortsuche für einen Wertstoffhof 

 



 

 

 

Sehr geehrter Herr Oberbürgermeister Cohn, 

sehr geehrter Herr Bürgermeister Brenner, 

Liebe Gemeinderäte und Zuhörer aus der Bürgerschaft,  

Corona. Coronacoronaconornacorona! Ist an Allem schuld. Angeblich. Jetzt sage ich nur noch 

einmal Corona! Damit ist es gut und der angemessene Prozentsatz dieses Wortes für 

aktuelle Haushaltsreden vermutlich erreicht. 

Aber ist es dieses Virus, das Leonberg seit Jahren lähmt? Wohl kaum. Eine praktische 

Ausrede, mehr meist nicht. Unbestritten hält es Teile der Stadtverwaltung in Atem. Alles was 

mit Kinderbetreuung, Schulen und auch Reinigungstätigkeiten sowie dazu baulichen 

Optimierungen zu tun hat, sei in dieser Rede ausgenommen und unbedingt gewürdigt. 

Vielen Dank für Ihren Einsatz! 

Bei vielen anderen wundert man sich aber schon was das Problem sein könnte, dass seit 

Jahren nichts fertig wird. Keine KiTa Nord. Keine Bebauung Berliner Straße, Schützenrain 

natürlich auch nicht. Planungen für den Kindercampus Ezach auf den St. Nimmerleinstag 

verschoben. Ich hab gegoogelt wann der genau ist. Man weiß es nicht. Im Haushalt steht: 

„irgendwann zwischen 2025 und 2030. Vielleicht“. Am selben Tag soll die Skaterbahn in die 

Planung gehen. Das ist nur konsequent, denn das Schicksal der Bestandsanlage ist direkt an 

die Bebauung Berliner Straße geknüpft. 

Da alles bereits lange vor der lähmenden Pandemie verschleppt wurde – nicht vom 

Gemeinderat, sondern von der im Geheimen an Gemeinderatsbeschlüssen inakzeptabel 

herumlaborierenden Verwaltung – und auch allenthalben Bautätigkeit zu verzeichnen ist, 

nur eben nicht bei uns, muss etwas anderes im Argen liegen. 

Auch die schwer beschäftigten Bürgermeister und manche Amtsleiter müssen sich die Frage 

gefallen lassen, warum nicht einfach konzentriert längst Beschlossenes abgearbeitet wird. 

Seit einem Jahr gibt es keine Fassanstiche. Keine Festle auf denen man sich zeigen muss. 

Keine Seniorengeburtstage bei denen man seine Aufwartung machen müsste. Keine 

anstrengenden Bürger die die Rathausbesatzung persönlich heimsuchen.   

Was also tun Sie mit dieser offenbar übrigen Zeit? Das ist das große Fragezeichen, das sich 

über diesen Haushalt legt. Sie wollen es als Planungsfortschritt verkaufen, dass wir nur noch 

die Dinge in den Haushalt einstellen, die abgearbeitet werden können. Sonst bleibt immer so 

viel Unerledigtes übrig, und das ist Ihnen unangenehm. Ich verrate Ihnen nun kein 

Geheimnis wenn ich sage: mir auch! Wir beschließen ständig Dinge, die aus unerfindlichen 

Gründen nicht umgesetzt werden.  

Natürlich. Der Personalmangel. Nie war das Rathaus so leer wie heute. Natürlich müssen 

sich Gemeinderat und insbesondere die Verwaltungsspitze fragen woran das liegt. Die S:ALZ-

Theorie dazu ist, dass Mitarbeiter mit Arbeit und Ideen zugeschüttet werden, die rein gar 

nichts mit der Beschlusslage zu tun haben. Und ich sage jetzt nicht schon wieder KiTa Nord 

 



oder Berliner Straße. Es werden auch ständig neue Dinge draufgepackt. Die 

Verwaltungsspitze verteilt großzügig Aufgaben, die Mitarbeiter trauen sich nicht „nein“ zu 

sagen. Stattdessen flüchten sie aus der Stadt. Nicht nur, weil sie ihr Herz in Heidelberg 

verloren haben… 

Zurück zur auf den ersten Blick sinnvoll erscheinenden Idee, nur so viel in den Haushalt 

reinzuschreiben wie es auch leistbar erscheint. Das kann gutgehen, wenn man dadurch keine 

unüberwindbaren Berge vor sich auftürmt. Exakt das tun wir aber. Die Frage „was können 

wir leisten?“ wird in diesem Haushalt mit „Fast nix. Das kriegen wir auf jeden Fall hin“ 

beantwortet. Fragen wir mal in der Stadt nach, ob das jemand gut findet? Die Grundschule 

Höfingen mit der längst versprochenen aber stets verschobenen dringenden Sanierung? Die 

erst vorangetriebenen und unter die Räder gekommenen Radwege? Sie sehen, ich habe mal 

andere Beispiele genannt, dass nicht der Verdacht aufkommt, ich kenne nur die Berliner 

Straße, die KiTa Nord oder den Kindercampus Ezach. Viele weitere Beispiele finden Sie im 

Haushalt unter der Rubrik „St. Nimmerleinstag“. Also in der Spalte 2025-2030. 

Reflexartig finden Sie das nun unerhört. Es gibt kein Personal, was das alles kostet usw… 

natürlich hat S:ALZ ganz kostenfrei einen Deckungsvorschlag für Sie. Wenn Sie ohne 

Umschweife einfach die Beschlusslagen abarbeiten, sparen Sie schon 2 Mio für Interims-

KiTas, die uns die stete Verzögerung kostet ohne wirklich zu nutzen. Für 2 Mio bekommen 

wir ca. 20 Projektplanungen. Oder 30 solide Ingenieure für ein Jahr. Oder 10 für drei Jahre. 

Oder eine Mischung.  

Das können Ihnen auch Leonbergs Schüler aus dem Homeoffice vorrechnen, die auf das 

Wunder der Digitalisierung warten. Die bedauernswerte und zweifellos engagierte und 

kompetente Frau Schurr müht sich nach Kräften, wird den Anforderung wegen der schieren 

Masse und nicht vorhandenem Personal aber nicht Herr. Nicht Frau. Aus dem 2 Mio Topf der 

Interims-KiTas könnte man auch hierfür etwas abzweigen. 

Das leitet zur ersten S:ALZ-Forderung über: schaffen Sie das lächerliche Ticket-System für 

Digitalnotfälle in Schulen und andernorts ab. Es ist leider kein Witz, dass hier auf eine für was 

auch immer hinreichende Ticketauftürmung gewartet wird, ehe die Hilfe anspringt. Das 

Digitalzeitalter wartet aber nicht drei Wochen auf den virtuellen Genehmigungsstempel. Die 

angebliche Hotline bei der Schulen in ganz dringenden Fällen anrufen können, an der aber 

nie jemand rangeht, wird vermutlich auch erst am St. Nimmerleinstag, also vermutlich 

zwischen 2025 und 2030 mit einem Endgerät verbunden? 

Beim Blick in die viel gelobte Anlage 8 des Haushaltsentwurfes sind weitere Aufgaben in der 

Spalte 2025 – 2030 zu finden, die wir längst in der Mache wähnten. Vor einigen Jahren habe 

ich mich über die Schulhaus-Kaffeefahrt lustig gemacht, die die Verwaltungsspitze Eltern 

und Schulleitern als Startschuss für das ernste Anpacken der anstehenden Aufgaben verkauft 

hat. Der damalige St. Nimmerleinstag war auffällig auf das Jahr 2022/23 terminiert. Die 

ziemlich gleiche Aufgabensammlung sehen wir nun auf den großzügigeren Zeitraum 2025 – 

2030 geschoben. Das schafft Luft. Wir beantragen den aktuell 2025 – 2030 und damals noch 

mutig 2022/23 genannten Zeitraum künftig korrekt zu bezeichnen und die Spalte mit 

„irgendwann mal, wenns grad passt“ zu benennen. 



Bereits angesprochen die unerhörte Verschiebung der längst zugesagten, aber nur im 

Waberwölkchenraum verorteten Skaterbahn. In 5 – 10 Jahren startet also die Planung? Da 

streben die aktuellen Jugendlichen bereits der Frührente entgegen, bis der erste Stein 

bewegt wird. Das ist absolut inakzeptabel. 

Ebenso inakzeptabel, dass die Projektgruppen aus dem Jugendforum nicht positiv in die 

Zukunft geführt werden. Stattdessen ergeht sich die Verwaltungsspitze in Formalien zum 

Jugendausschuss, der doch eigentlich Lust auf ehrenamtliche Stadtgestaltung machen soll. 

Den aktuellen Umgang mit den zum Glück sehr engagierten und gerade deswegen der 

Verwaltungsspitze vielleicht zu anstrengenden Jugendlichen halten wir für wenig souverän. 

Wir möchten Sie, liebe Verwaltungsspitze bitten, sich um die Zukunft der Stadt verdient zu 

machen. Es wäre doch viel ergebnisorientierter, wenn wir Beschlüsse ernst nehmen, einfach 

abarbeiten ohne noch nach persönlichem Gusto dran rumzumalen und die Veränderungen 

dann doch wieder kassiert zu bekommen. Nicht nur, aber exemplarisch aufgezeigt an der 

KiTa Nord. 

Dazu haben wir in unseren Anträgen einige Vorschläge. Ich möchte beispielhaft Wenige 

nennen: 

die Energiewende wäre doch eine gute Gelegenheit, die Leo-Energie offensiv zu erweitern. 

Wasserstofftechnologien befördern oder vielleicht eine eigene Windkraftanlage ergänzen. 

Die Altstadt und mit ihr der Einzelhandel leiden. Schon länger, aber aktuell noch intensiver. 

Wir fordern die Einrichtung eines „Forum Altstadt“, an dem auch Vertreter aus Eltingen 

oder dem Leo Center teilhaben können. Die Stadt muss als Organismus betrachtet werden, 

alles hängt zusammen, und geht es der Altstadt wieder besser, strahlt das auch in die 

anderen Teile. 

Auch die Schulen brauchen mehr Flexibilität. Schulräume werden im Schulzentrum Mitte 

bereits heute unter den Schulleitungen gegenseitig überlassen wenn Notsituationen 

eintreten. Hier könnte viel mehr gemeinsamer Raum entwickelt werden, die Fläche des alten 

Arbeitsamtes nur als exemplarische Keimzelle genannt. Schulen hätten nur noch einen Kern-

Raum, die Randbereiche könnten je nach Bedarf mal zur einen, mal zur anderen Schule 

fließen und zugehörige Freizeitflächen gleich mit. 

Und schließlich fordern wir etwas ganz altes, oft in Reden vorgetragenes, aber doch 

unerreichbar scheinendes: die Stadtverwaltung sollte sich mindestens in nach außen 

wirkenden Bereichen wie ein Dienstleister verhalten. Nicht wie ein Monopolist der eben 

Dinge so tut, wie er sie tut, unabhängig vom Wandel der Welt. Hier nochmal das 

Ticketsystem der IuK durch den Kakao zu ziehen wäre ungerecht, ist hier doch schlicht 

Personalmangel. 

Aber bevor wir uns wegen zehn Touristen die den I-Punkt nicht finden in opulente Planungen 

ergehen wäre es viel wichtiger den 4000 Schülern zu helfen, die das Internet nicht finden. 

Die Erkenntnisformel aus dieser Rede ist also einfacher als E = mc². Weniger 

Energieverschwendung bringt mehr Produktivität. Weniger Festhalten an Altem (I-Punkt) 

bringt mehr Raum für Neues, etwa konsequente Stadtraumplanung. Und wenn Herr Brenner 

jetzt ausnahmsweise mal nicht sagt „das nehmen wir natürlich mit und melden uns zeitnah 

bei Ihnen“, dann glaube ich, dass der St. Nimmerleinstag doch nicht das Ziel allen 



Verwaltungshandelns ist. 

Bis dahin müssen wir diesen Haushalt ablehnen. St. Nimmerlein ist keine Option. 

Weitere Erkenntnisse finden Sie ab 3. Februar im launigen Haushaltsschwätzchenvideo auf 

www.salz-leo.de, das ich mit dem Kollegen Harald Hackert eingespielt habe.  

Wir bedanken uns insbesondere bei Frau Gräter, die meist gut gelaunt Fragen beantwortet 

und den Haushaltsplan kompetent aufbereitet hat. 

Vielen Dank für ihre Aufmerksamkeit 



Anträge der S:ALZ-Gruppe zum Haushalt 2021
Notfalltelefon falls Anträge zu komplex oder nicht verständlich sind: 0177-3871486

1. Schulen / Kinderbetreuung / Jugend

1.1.    Jugendplatz: Skateranlage. Zur Skateranlage muss umgehend geklärt werden in welcher Form und 
           ob sie überhaupt im Stadtpark verwirklicht werden kann. Parallel muss nach einem Alternativstandort 
           gesucht werden. Ein Schieben des Projekts ins Jahr 2025 oder später ist nicht akzeptabel. 

1.2.    Jugend: Pumptrack. Kürzlich wurde die Aufwertung der Autobahn-Trasse beschlossen. Am Fuß des 
           Plangebietes war ein Pumptrack skizziert, der aber ausdrücklich nicht zur Planung gehört. Wir fragen: was 
           soll das? Ein Pumptrack kann auch ohne Einbringung von Fremdstoffen oder gar Beton in die Erde modelliert 
           werden. Diese Bahn widerspricht also nicht den hier geltenden Naturschutzvorgaben. Da die Finanzierung 
           einer einfachen Strecke auch ohne städtischen Beitrag gesetzt ist, bitten wir um sofortige Umsetzung in 
           Abstimmung mit dem Jugendausschuß.

1.3.   Die Entwicklungszeit des Kindercampus Ezach soll optimiert werden. Eine Dauerbaustelle über 5 Jahre bis 
           schliesslich auch die Wohnbebauung steht und vielleicht darüber hinaus noch das ÖZE umgenutzt wird ist 
           kaum zumutbar. Mit großer Sorge betrachten wir die Verschiebung jenseits des Jahres 2025. Nicht nur der 
           Rechtsanspruch auf Kinderbetreuung ist bis dahin in Kraft, der Anteil an Doppelverdienern mit daraus faktisch 
           bestehendem Bedarf bereits jetzt verlangt entschlossenes Handeln sofort. 

1.4.    Schulcampus Mitte: Entwicklung zu einer flexibleren Einheit. Das alte Arbeitsamt soll als Keimzelle der 
           Planung dienen. Hier könnten Räume für alle Schulen geschaffen werden, etwa für Projektarbeit oder 
           Aufenthaltsräume, dazu flexible Klassenräume die je nach aktueller Füllung den einzelnen Schulen 
           überlassen werden. Da die Schülerzahlen steigen und Ganztagesbetrieb in Zukunft zur Regel werden 
           wird, müssen jetzt erste Überlegungen als Planungsgrundlage erarbeitet werden.

1.5.   Schulen ernst nehmen: nicht erst seit der mittlerweile legendären „Schulhaus-Kaffeefahrt“ ist den 
           Schulleitungen offensichtlich, dass verbindlich erscheinende Zeitpläne sehr flexibel ausgelegt werden. 
           Wir müssen endlich zu einer verlässlichen Planung finden. Das ist nicht durch eine Rundreise mit 
           Kaffeklatsch erledigt, sondern bedarf sauberer Expertise. Eben durch Experten. Grundlage muss also die
           Abwägung zwischen Notwenigkeit und Leistbarkeit sein. Es müssen klar definierte Starttermine für 
           Planungen und Umsetzung genannt werden. Bauliche Verzögerungen passieren, Startverzögerungen sind 
           dagegen ein Signal „ungleicher Partnerschaft“ an die Schulen.  

1.6.   Digitalisierung und Service. Die mit der Digitalisierung der Schulen beauftragten Teams müssen so 
           aufgestockt werden, dass ein Ende der Rüstzeit zur Arbeitsfähigkeit abzusehen ist. Wenn die Systeme 
           laufen, muss umgehend das Ticketsystem für Problemlagen abgeschafft und in ein modernes, efektives 
           und natürlich echtzeitnahes Hilfesystem überführt werden.
           Dazu nötige Personalaufstockung ist umgehend aufzuzeigen. 

2. Verkehr / öffentlicher Raum

2.1.    Shuttlebus-Test wie schon zu oft beantragt. Herr Baubürgermeister Brenner hat in seiner Bewerbungsrede 
           vollmundig Shuttlebusse, insbesondere autonome Systeme, in der Zusammenarbeit mit dem Bosch-Standort 
           in Aussicht gestellt. Diese Behauptung bitten wir mit einem konkreten Zeitplan zu unterfüttern und den 
           tatsächlichen Stand der konkreten Gespräche dazu aufzuzeigen. Sollte hier doch keine Planung vorliegen, 
           fordern wir die Umsetzung des sowieso schon mehrfach interfraktionell beantragten und positiv beschiedenen
           Test-Projektes.

2.2.    Planung eines Einbahnstraßenrings Bahnhofstraße - Römerstraße - Eltinger Straße. 
           vgl. Antrag vom letzten Jahr. Wir sehen hier nach wie vor großes Potenzial den Verkehr zu 
           verflüssigen und Stadtraum-Qualität zu gewinnen.
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2.3.    Biergarten Stadtpark: die Forderung wird wie im letzten Jahr aufrecht erhalten. Wir bitten die Planung mit 
           der Entwicklung der Stadthalle zu kombinieren. 

2.4.    Toilette Stadtpark: im Rahmen der Umplanung Stadthalle soll eine Außentoilette zum Stadtpark hin 
           geplant werden, die leicht durch Ordnungsbehörden einsehbar ist.

3. Bauen & Wohnen

es gelten die Anträge vom letzten Jahr

4. Wirtschaft und Stadt

4.1.    Einzelhandel / Altstadt. Nicht erst seit Corona liegt die Altstadt und mit ihr der Handel am Boden. 
           Es müssen dringend Konzepte erarbeitet werden. Wir fordern die Einrichtung eines „Forum Altstadt“ das im 
           alten Ratssaal tagt. Da ein gutes Klima der Keimzelle Altstadt auch in die ganze Stadt strahlt, sollen auch 
           Vertreter anderer Gruppen, wie etwa Wir sind Eltingen und Leo-Center hinzugezogen werden. Nur mit regem 
           Austausch gelingt es, den Handel in der Stadt aktiv zu beleben. Der Ratsaal ist dazu der ideale Ort:
           mit Ausblick auf das Objekt lässt sich intensiv und emotional, also belebend, argumentieren.

4.2.    Verwaltung als Dienstleister. Seit Jahren als Schlagwort mal von der Verwaltung selbst, mal vom 
           Gemeinderat, mal in der Lokalpresse gepriesen ist hier noch nicht viel passiert. Als Negativbeispiel sehen wir 
           das Ticketsystem der IuK. Wir leben in einer digitalisierten Welt. Gerade die IuK weiß das. Warum also ein 
           formaler Vorgang mit Tickets oder einer nie besetzten „Hotline“, wenn digitale Probleme in Echtzeit auftreten. 
           Hier muss ein schnelles Serviceteam geschaffen werden, das telefonisch, per Fernzugriff oder eben auch vor 
           Ort dann hilft, wenn es das Problem verlangt: sofort. 
           Nicht geleistete Dienstleistung findet sich aber auch andernorts: Bürgeranfragen werden gefühlt sehr oft nicht 
           beantwortet. Anliegen die an das Ordnungsamt gerichtet sind, werden kaum beachtet.

4.3.    Leo Energie entwickeln. Die Leo Energie funktioniert und leistet ihr Tagesgeschäft. Gerade hier könnten wir 
           unsere Stadt zukunftsfähig aufstellen. Wasserstofftechnologien sind nicht mehr nur ein Trend und müssen 
           auf Einsatzfähigkeit im Umfeld der Leo-Energie geprüft werden. Das ganze Themengebiet der Energiewende 
           bietet viel Potenzial um auch finanziell daran teilzuhaben. 

Wir bedanken uns bei den bearbeitenden Mitarbeitern der Verwaltung 
für die Aufarbeitung unserer Anträge!
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Sehr geehrter Herr Oberbürgermeister Cohn, 
Sehr geehrter Herr Bürgermeister Brenner, 
Sehr geehrte Gemeinderatskolleginnen und -kollegen, 
Sehr geehrte Zuhörerinnen und Zuhörer, 
  
  
Das zu Ende gegangene Jahr hat gezeigt, wie verletzlich unsere Gesellschaft ist. Ein kleines 
Virus hat unser bekanntes Miteinander und unsere Gewohnheiten erheblich gestört und 
durcheinander gewirbelt. 
 
Inmitten von Schwierigkeiten liegen günstige Gelegenheiten. 
Albert Einstein 
 
Und die Gelegenheit für die Digitalisierung in der Arbeitswelt und im Unterrichtswesen war nie 
günstiger. 
 
Ja, wir sind hier noch am Anfang. 
Nicht überall ist das Netz ausgebaut und kann die Daten in der Menge verarbeiten, die 
tatsächlich gebraucht werden. 
 
Ja, wir haben unsere Schwierigkeiten. 
Nicht jede Schülerin und Schüler hat ein iPad oder Internet, weil sich die Familie es sich schlicht 
weg nicht leisten kann. 
 
Ja, andere Länder sind schneller und besser aufgestellt als wir. 
 
Doch es gibt Lichtblicke. 
Wir vor Ort konnten einen Teil der Schulen und auch einen kleinen Teil der SchülerInnen mit 
Hardware ausstatten. 
 
Die Digitalisierung kann aber nur eine Unterstützung sein, jedoch nicht die tragende Säule des 
Bildungswesens werden. Dies bedeutet insbesondere, dass wir auch in Zukunft in gute 
Gebäude für Kindergärten und Schulen investieren müssen, weil auch in Zukunft gemeinsames 
Lernen der richtige Weg ist und nicht das Home-Schooling. 
 
Auch die Arbeitswelt hat sich mit Home-Office verändert. Und das verändert das Verkehrswesen 
und somit auch die Gewerbegebiete. 
Brauchen wir wirklich noch mehr Straßen und Autobahnen, wenn viele Menschen das Home-
Office für sich entdeckt haben und weniger Individualverkehr auf den Straßen ist? Ist es dann 
nicht sinnvoller, weg von den mit Autos überfüllten Straßen hin zu den staufreien 
Gleisverkehren? 
 
Jetzt ist es Zeit die „Gleise“ für morgen zu legen. 
Wir brauchen mehr Gleisverbindungen von Stuttgart über Leonberg bis hin zum Schwarzwald 
und auch Tangential-Verbindungen zwischen den einzelnen Landkreisen in der Region 
Stuttgart. Dabei muss es nicht nur die S-Bahn sein, sondern die Straßenbahn kann in den 
einzelnen Orten Arbeitnehmer zum Umsteigen animieren. Wir müssen die Gespräche zwischen 
uns als Stadt, den Landkreisen, der Region Stuttgart und dem Land Baden-Württemberg 
forcieren. 
Nur so können wir einen großen Schritt zur Klimawende vor Ort beitragen. 
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Auch im Bereich der Gewerbegebiete ändert das Home-Office viel. Die Firmen werden künftig 
viel weniger Gewerbeflächen benötigen. Und das kommt uns als Stadt im Wohnungsbau zugute. 
Wir haben mehr Flächen für Wohnungen. 
 
Und hier müssen wir unsere Grundstückspolitik neu denken. Die Stadt muss ihre Grundstücke 
behalten und auch neue hinzukaufen. Doch dann nur im Erbbau-Recht vergeben und 
Wohnraum über eine eigene Wohnungsbaugesellschaft oder eine gemeinsame interkommunale 
Wohnungsbaugesellschaft mit Nachbarkommunen bauen. 
Nur so kann „echter bezahlbarer“ Wohnraum entstehen, den wir ab sofort nicht nur für die 
unteren Einkommensgrenzen brauchen, sondern schon lange auch für die mittleren 
Einkommen. 
"Die Linke" lehnt künftige Verkäufe von stadteigenen Grundstücken ab, weil die Stadt sonst für 
kurzfristige Erfolge im Haushalt langfristig Handlungs- und Gestaltungsmacht verliert. 
 
Nulla vita sine ars et musica - Kein Leben ohne Kunst und Musik. 
 
Die pandemische Lage setzt Kunst und Kultur, Tanzschulen, Museen und Kinos besonders 
heftig zu. Wie werden Malerinnen und Sänger, Autorinnen und Schauspieler die Erfahrungen 
und gesellschaftlichen Umbrüche verarbeiten? Kunst und Kultur sind Ausdruck des 
menschlichen Daseins. Sie erzählen über Jahrhunderte hinweg, was wir in unserer Zeit erlebt 
haben. 
 
Wir als Stadt können Reflexionsorte bereitstellen, wie z.B. die Alte Schuhfabrik oder die 
Stadthalle oder den öffentlichen Raum und öffentliche Gebäude. 
Dass die Stadthalle so nicht mehr weiterleben kann, das ist klar. Sie ist in die Jahre gekommen. 
Wir müssen uns entscheiden, was das „alte Mädchen“ können soll. Soll es nur für kulturelle 
Veranstaltungen und die örtlichen Vereine sein oder sollen auch Firmen die Möglichkeit haben, 
hier ihre Seminare mit den modernsten Techniken abhalten zu können. 
Die Alte Schuhfabrik soll ein kulturelles Angebot für alle Altersgruppen im Stadt-Innenleben sein 
mit einer soliden Hülle im Fabrikcharme. 
Wie genau wir zumindest diese beiden Säulen der Kultur in Leonberg erhalten können, kann nur 
in Abstimmung mit den Beteiligten zusammen erarbeitet werden. 
 
Wenn wir uns einig sind, gibt es wenig, was wir nicht tun können. Wenn wir uns uneins sind, gibt 
es wenig, was wir tun können. 
John F. Kennedy 
 
Die Ausgangsbeschränkungen und Besuchsverbote während der Pandemie haben uns gezeigt, 
wie wichtig persönliche Kontakte und das gesellige Miteinander für unseren Zusammenhalt sind. 
 
Einfach mal Abends mit Freunden ein gekühltes Bier am Marktplatz trinken gehen, gemütlich 
nach Feierabend mit den Kollegen zum Lieblingsitaliener essen gehen, am Wochenende in 
Ruhe durch die Gassen in Eltingen, der Altstadt oder durch das Leo-Center schlendern und 
etwas einkaufen. Das Selbstverständliche ist plötzlich weg. Und für viele bedroht es die 
Existenz. Unsere Einzelhändler, kleine Familienunternehmen, Gastronome und Hotels und 
Pensionen kämpfen ums nackte Überleben. 
 
Sie sind eine der wichtigsten Steuerzahler in den Gemeinden und beschäftigen eine Vielzahl 
von Menschen vor Ort. Stirbt der Handel vor Ort, sterben die Innenstädte. 
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Wir als Kommune müssen zusammen mit den Händlern, Gastronomen und Hoteliers vor Ort für 
Leonberg ein Konzept erarbeiten, wie wir gemeinsam diese Zeit bewältigen, Arbeitsplätze 
erhalten und wieder Leben vor Ort bringen. 
 
Es soll nicht genügen, dass man Schritte tue, die einst zum Ziele führen, sondern jeder Schritt 
soll Ziel sein und als Ziel gelten. 
Johann Wolfgang von Goethe 
 
Wir sollten unsere Ziele für die Zukunft der Stadt vor Augen halten. Was wollen wir für unsere 
Stadt? Ein Gedanke: Leonberg muss eine soziale und ökologische Stadt werden! 
 
Die Stadt hat in der Vergangenheit mit einigen Maßnahmen dagegen gehalten, um zu 
verhindern, dass es zu einer sozialen Spaltung kommt. 
Die Eintrittspreise im Hallenbad und Leo-Bad blieben günstig, damit Familien mit geringen und 
mittleren Einkommen ein Angebot für ihre Kinder in den Schulferien haben. 
Die Vereine vor Ort haben wir unterstützt. Und das muss in der Pandemie und auch danach 
noch so bleiben. Unsere Vereine tragen ganz wesentlich zur Förderung des Gemeinwesens und 
dem Erhalt kultureller Traditionen bei und gelten als Brückenbauer zwischen den Menschen. 
 
Und was die Kita-Gebühren betrifft: 
Im Kindergarten findet frühkindliche Bildung statt. Jedes Kind soll die gleichen Chancen haben. 
Eine Erhöhung dieser Gebühren trifft die Familien mit geringen und mittleren Einkommen 
besonders stark. Sie können nicht noch mehr belastet werden. Eine Erhöhung der Kita-
Gebühren kommt für „Die Linke“ deswegen nicht in Frage. 
 
Es hängt von dir selbst ab, ob du das neue Jahr als Bremse oder als Motor benutzen willst. 
Henry Ford 
 
Die Kommunen werden die nächsten Jahre aus eigenem Antrieb heraus das finanzielle Loch 
nicht stopfen können. Wir brauchen die nächsten Jahre finanzielle Unterstützung vom Bund und 
Land. 
Aber auch die Kirchen könnten gerade jetzt ein deutliches Zeichen der Solidarität mit den 
Kommunen setzen und die zusätzlichen Staatsleistungen in die Kassen vor Ort umleiten. Das 
wäre ein echter Mehrwert für uns als Gemeinde. 
 
Insgesamt sind alle MitarbeiterInnen in Kommunen genauso systemrelevant wie die Ärzte, die 
Pflegekräfte, die pflegenden Angehörigen, die VerkäuferInnen, die LKW-FahrerInnen, die 
FahrerInnen von Bussen, Bahnen, Taxis, die Polizei, die Rettungskräfte und die pädagogischen 
Fachkräfte in Kindergärten und Schulen. 
 
Worte sind für die Leistungen dieser Menschen nicht genug. Sie arbeiteten vor der Pandemie 
schon unter schwierigen Voraussetzungen für wenig Geld. Und seit über einem Jahr gehen sie 
über ihre Belastungsgrenzen hinaus. 
Kein Klatschen, keine Musik auf dem Balkon kann diese Leistungen aufwiegen. 
Und es ist unser Job in der Politik endlich vernünftige und sichere Rahmenbedingungen in 
diesen Bereichen zu schaffen und die Ängste zu nehmen. 
 
Diesen Menschen möchte ich aus tiefstem Herzen danken. 
Ihr seid die wahren Helden unserer Zeit! Danke euch dafür! 
 
Und Ihnen danke ich für Ihre Aufmerksamkeit. 



 

 

Leonberg, den 26.01.2021 

DIE LINKE. – Gemeinderat Leonberg 

 

 

 

Betr.:  öffentlich zugängliche Wasserstoff-Tankstelle in Leonberg 
 

 

 

Der Gemeinderat Leonberg möge beschließen: 

 

Die Flurstücke 6920/6 und 6905/32 in Eltingen bleiben im Eigentum der Stadt Leonberg und werden 

zum Bau einer öffentlich zugänglichen Wasserstoff-Tankstelle und eines Elektrolyseur zur Vor-Ort-

Erzeugung von grünem Wasserstoff zur Verfügung gestellt.  

 

Betreiber könnte hier die Leo Energie GmbH & Co.KG sein. Die Einnahmen aus den Tankvorgängen 

gehen an die Leo Energie GmbH & Co.KG. 

 

 

Begründung: 

 

Der Ausbau einer kundenorientierten Infrastruktur für Fahrzeuge mit Wasserstoff- und 

Brennstoffzellentechnologie steckt noch in den Kinderschuhen. Das Netz von Wasserstoff-Tankstellen 

in Deutschland ist noch unzureichend ausgebaut.  

 

Vor allem in der Region Stuttgart sind noch viel zu wenige Wasserstoff-Tankstellen.  

Die Stadt Leonberg liegt verkehrsgünstig und bietet für die „Autoregion“ ein zentrales Angebot für 

Wasserstoff-Fahrzeuge, neben der Autobahn in einem Industriegebiet. 

 

Wenn wir es als Stadt ernst meinen, dass wir „grüne Energie“ vorantreiben wollen, dann wäre das 

ein weiterer Schritt in die richtige Richtung. Es finden keine weiteren Versiegelungen von Flächen 

statt. 

 

Die Förderung des Bundesministerium für Verkehr und digitaler Infrastruktur (BMVI) beträgt bis zu 

50 Prozent der Investition in die Tankstelle. Zusätzlich kann ein Elektrolyseur zur Vor-Ort-Erzeugung 

von grünem Wasserstoff gefördert werden. Hierbei beträgt die Förderquote bis zu 40 Prozent. 

 

 

LINK: https://www.bmvi.de/SharedDocs/DE/Artikel/G/foerderung-wasserstoff-tankstellen.html 

 

 

 



 

 

Leonberg, den 26.01.2021 

DIE LINKE. – Gemeinderat Leonberg 

 

Betr.:  Baugebot von unbebauten Grundstücken in der Stadt Leonberg 

und den Teilorten nach § 176 Baugesetzbuch 

 

Der Gemeinderat Leonberg möge beschließen: 

 

Die Stadt Leonberg soll alle Eigentümer von unbebauten Grundstücken in der Stadt und in den 

Teilorten durch Bescheid verpflichten, innerhalb einer zu bestimmenden angemessenen Frist ihre 

Grundstücke entsprechend den Festsetzungen des Bebauungsplans zu bebauen. 

 

Die Stadt kann den Eigentümern anordnen, unbebaute oder geringfügig bebaute Grundstücke 

entsprechend den baurechtlichen Vorschriften zu nutzen oder eine baulichen Nutzung zuzuführen, 

insbesondere zur Schließung von Baulücken. 

 

 

 

Begründung: 

 

 

Wir haben in Leonberg und den Teilorten einen erheblichen Wohnungsmangel. 

 

Es müssen alle Flächenpotentiale ausgeschöpft werden, neuen Wohnraum zu schaffen. Der 

Wohnungsbedarf lässt sich nicht allein durch den Geschosswohnungsneubau verwirklichen. 

Entsprechend sollte die Schließung von Baulücken forciert werden. 

 

Dies ist ein Ansatz zur Mobilisierung von Wohnraum und somit zur Minderung der Attraktivität des 

spekulativen Grundstückshandels. 

 

Durch die Verdichtung der Städte mit Augenmaß, wird Wohn- und Wirtschaftraum geschaffen, ohne 

dass Städte an Attraktivität verlieren müssen. 

 

Wer sein Grundstück nicht selbst bebauen kann, könnte es z.B. über ein Erbbaurecht bebauen lassen. 

 

 

 

 



 

 

Leonberg, den 26.01.2021 

DIE LINKE. – Gemeinderat Leonberg 

 

 

 

Betr.:  Satzung der Stadt Leonberg über das Verbot der 

Zweckentfremdung von Wohnraum in der Stadt Leonberg 

 

 

 
Der Gemeinderat Leonberg möge beschließen: 

 

Eine Satzung über das Verbot der Zweckentfremdung von Wohnraum in der Stadt Leonberg und 

seine Teilorte. 

 

Es gibt bereits verschiedene Städte, die solch eine Satzung verabschiedet haben, damit der Leerstand 

von Wohnungen zurückgeht und Wohnungen dem Wohnungsmarkt wieder zugeführt werden. 

 

 

Begründung: 

 

Wir haben in der Stadt Leonberg und den Teilorten einen Mangel an bezahlbarem Wohnraum. 

Neben Neubauten von bezahlbarem Wohnraum stehen in unserer Stadt sehr viele 

Bestandsimmobilien leer. Auf verschiedenen Internet-Plattformen, wie z.B. AirBNB, werden 

leerstehende Wohnungen und Häuser zu horrenden Preisen angeboten.  

 

Diese Bestandsimmobilien werden seit Jahren anderen als Wohnzwecken zugeführt. Der Stadt 

Leonberg entgehen hier diverse Euros an Gewerbeeinnahmen und ortsansässige Hotels und 

Pensionen haben weniger Einnahmen. 

 

Damit es keinen weiteren Leerstand mehr in unserer Stadt gibt, kann dieses Satzung zur 

Zweckentfremdung einen wichtigen Schritt in die richtige Richtung sein. 

 

Auch unterstützt es unsere ortsansässigen Hotels und Pensionen, die von der Pandemie sehr 

gebeutelt sind. 

 

 

LINK:  

 

https://www.freiburg.de/pb/site/Freiburg/get/documents_E245405831/freiburg/daten/ortsrecht/22

%20Wohnen%20und%20Wohnungsbaufoerderung/OrtsR_22_04.pdf 
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